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 VORWORT

Alle nationalen und internationalen Studien belegen immer wieder, dass das Wei­
terbildungssystem in Deutschland erhebliche Mängel aufweist und im internationa­
len Vergleich nur eine Position im Mittelfeld einnimmt. Soziale Selektivität, Unter­
versorgung mit Angeboten, gravierende Qualitätsprobleme und hohe Intransparenz 
sind an der Tagesordnung.
So sehr auch die Relevanz der Weiterbildung für gesellschaftlichen Fortschritt,  
für die Bewältigung des demografischen Wandels, für die Sicherung des Fachkräfte­
bedarfs, für Innovation und Wachstum, für Einkommenserhalt- und verbesserung,  
für individuelle berufliche Entwicklungsmöglichkeiten und für bessere Erwerbschan­
cen bei Arbeitslosigkeit von allen Seiten betont wird, so wenig hat sich faktisch  
in der Gestaltung der Rahmenbedingungen und in Bezug auf strukturelle Defizite  
in den letzten Jahren getan.
Das System ist nach wie vor konzeptionell nicht zukunftsfähig, gefährdet Lebens- 
perspektiven und droht zur Innovations- und Wachstumsbremse zu werden. Die vom  
deutschen Bundestag eingesetzte Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen 
Lernens hatte bereits 2004 in ihrem Abschlussbericht davor gewarnt. 

Angesichts der Herausforderungen der Digitalisierung wächst der Druck. Neue  
Beruflichkeit, dynamisch und pluraler werdende Berufsbiografien, berufliche Neu­
orientierungen und lebensbegleitende Fort- und Weiterbildungsprozesse prägen  
die Arbeitswelt 4.0. Der Ruf nach einer konsequenten Weichenstellung in Richtung 
einer Weiterbildungsoffensive zur Bewältigung des gesamtgesellschaftlichen Wan­
dels wird daher lauter. Gleichzeitig gibt es eine verstärkte öffentliche Diskussion, 
ob und wie das bisherige Weiterbildungssystem dafür neu aufgestellt werden muss 
und wie eine Neuausrichtung der bisherigen Weiterbildungspolitik aussehen kann.
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Die Gewerkschaften verdi, IG Metall und GEW möchten sich in diese Debatte ein­
bringen und sie befördern. Zur Entwicklung eines leistungsfähigen Weiterbildungs­
systems schlagen wir ein Bundesgesetz für die Weiterbildung vor und konkretisie- 
ren diesen Reformvorschlag in sechs Punkten. 

Wir sind der Auffassung, dass ein Bundesgesetz ein möglicher und gangbarer 
Schritt ist für eine dringend erforderliche öffentliche Weiterbildungspolitik, die  
die Weiterbildungslandschaft aktiver gestaltet.
Für lebenslanges Lernen als selbstverständlichen und kalkulierbaren Teil von Bio- 
grafien fehlen nach wie vor institutionelle, finanzielle, zeitliche und organisatorische 
Voraussetzungen. Zukunftsweisend für eine neue Weiterbildungskultur ist deshalb 
nur ein Gesamtkonzept, das ein Recht auf Weiterbildung sichert, Lernzeitansprüche 
sowie ausreichende Finanzierung, Beratung und Qualität vorsieht und das geeignet  
ist mehr Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und Planungssicherheit für alle Beteiligten 
herzustellen.
Es geht um ein konsistentes Weiterbildungssystem, eine »Architektur des Gesamt­
hauses«, die dem institutionellen Vergleich mit der beruflichen Erstausbildung stand- 
hält. Es geht nicht mehr um den überholten Grabenkampf »Staat versus Markt« son­
dern darum, dass der Staat Spielregeln setzt für das Handeln der unterschiedlichen 
Akteure und damit die gesellschaftliche Verantwortung übernimmt für eine lang­
fristig ausgerichtete Weiterbildungsstrategie.

Umsteuerung und Politikwechsel müssen das Ziel haben, ein neues solidarisches 
Weiterbildungssystem zu etablieren, das sich an Prinzipien der Gerechtigkeit  
und Chancengleichheit, Verfügbarkeit und Offenheit orientiert. Nur so kann es  
mehr und bessere Weiterbildung für alle geben.

Bundesregelungen für die Weiterbildung sollten auch als gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Investition in die Zukunft unseres Landes verstanden werden.  
Sie sind unverzichtbarer Bestandteil einer neuen Weiterbildungskultur und eines 
nationalen Weiterbildungsplans mit dem Ziel, Weiterbildung in Deutschland ge- 
meinsam mit der Vorschul-, Schul-, Berufs- und Hochschulbildung in die Spitzen­
gruppe der europäischen Bildungsgesellschaften zu bringen. Länder wie Frank- 
reich, Dänemark, die Niederlande und Schweden, Österreich und die Schweiz zeigen, 
wie durch mehr öffentliche Verantwortung Impulse gesetzt werden können.

In kaum einem anderen Politikfeld klafft die Lücke zwischen Sonntagsreden  
und Wirklichkeit, Bedarf und Anforderungen mehr auseinander als in der Weiter­
bildung.
Jetzt, angesichts offensichtlich zunehmender Bedeutung und wachsender System­
relevanz ist es Zeit, diese Lücke durch mutige Schritte zu schließen. Die Vorschläge 
von verdi, IG Metall und GEW können sich auch auf eine lange bildungspolitische  
Tradition berufen. Mehr als 30 Jahre nach der Forderung des deutschen Bildungsrats, 
die öffentliche Verantwortung für die Weiterbildung auszubauen, fragen wir: Wann, 
wenn nicht jetzt?
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 AUF EINEN BLICK:  
 WIR BRAUCHEN EIN  
 BUNDESGESETZ  
 ZUR WEITER- 
 BILDUNG
Auf dem DGB-Bundeskongress 2014 hat es eine weitrei­
chende Beschlussfassung zum Thema »Bildung« gege­
ben. Mit Blick auf den Weiterbildungsbereich wird dort 
u. a. verlangt:

»Um die Weiterbildung in Deutschland voranzubringen, 
muss die Bundesregierung klare Strukturen schaffen, die 
für mehr Verbindlichkeit und Planungssicherheit für alle 
Beteiligten sorgen. In einem Bundesgesetz muss deshalb 
der Rahmen für ein Recht auf Weiterbildung, für recht­
lich garantierte Lernzeiten, für eine sichere Finanzierung, 
mehr Beratung und Transparenz, für bessere Qualitätssi­
cherung und Zertifizierung gesetzt werden.«

Die drei Gewerkschaften GEW, IG Metall und ver.di kon­
kretisieren mit dem folgenden Vorschlag die Inhalte des 
geforderten Bundesgesetzes. Wir schlagen vor, Rege­
lungen zu sechs Bereichen der Weiterbildung mit einem 
Weiterbildungsgesetz ein gemeinsames Dach zu geben. 

Die folgenden sechs Punkte sind  
Markenkerne des Gesetzes:

1. Die Finanzierung der betrieblichen Weiterbildung 
bedarf einer neuen Grundlage. Wir fordern einen 

zentralen Weiterbildungsfonds. Er speist sich aus einer 
Umlage von 1 % der Lohn- und Gehaltssumme, die Ar­
beitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam aufbringen. 
Zum anderen ist die Finanzierung der individuellen Wei­
terbildung auszubauen und zu harmonisieren. Die schon 
bestehenden staatlichen Regelungen des BAföG und des 
AFBG gehen in einer Neuregelung auf. Zudem halten wir 
es für ein Gebot sozialer Gerechtigkeit, das Nachholen 
eines ersten allgemeinbildenden Schulabschlusses jeder 
Bürgerin und jedem Bürger kostenfrei zu ermöglichen. 
Die Weiterbildung für Erwerbslose ist durch eine investi­
ve Arbeitsmarktpolitik auszubauen.
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2. Des Weiteren sind in diesem Gesetz die Lern­
zeitansprüche neu zu regeln. Dazu gehört ein bun­

deseinheitlicher Anspruch auf Freistellung von der Ar­
beit zu Bildungszwecken nach österreichischem Vorbild: 
Bildungsteilzeit und Bildungskarenz. Für nicht erwerbs­
tätige Personen mit Betreuungspflichten soll ein analo­
ger Anspruch gelten. 

3. Die lange Zeit in Deutschland vernachlässigte Wei­
terbildungsberatung ist durch besondere Anstren­

gungen auf internationales Niveau anzuheben. Aus Bun­
desmitteln ist ein flächendeckendes Netz von regiona­
len Weiterbildungsberatungsstellen zu schaffen, flankiert 
durch eine bundesweit agierende telefon- und internetba­
sierte Weiterbildungsberatung. Auf der betrieblichen Ebe­
ne fordern wir den Einsatz von Weiterbildungsbeauftrag­
ten der Beschäftigten, die sich insbesondere bildungsfer­
nen und -benachteiligten Zielgruppen zuwenden.

4. Die Qualität der Weiterbildung ist über bundesein­
heitliche Mindeststandards zu sichern. Im Beson­

deren sind Anforderungen an das Lehrpersonal zu defi­
nieren. Darüber hinaus ist der Teilnehmerschutz durch 
eine Vielzahl von Maßnahmen zu verstetigen und zu 
verbessern: Weiterbildungstests, Beschwerdestellen, 
Checklisten u. a.

5. Auch das in Zukunft noch wichtiger werdende The­
ma der Zertifizierung von Kompetenzen ist aufge­

griffen. Wir fordern eine Erleichterung der Validierung 
und Zertifizierung, ggf. unter Einbeziehung der zu schaf­
fenden Beratungsinfrastruktur. Dazu gehört auch, dass 
sie für die Nutzer kostenfrei gestellt werden.

6. Schließlich sind regionale und nationale Rege­
lungsinstanzen in Form von Weiterbildungsräten 

vorgesehen. Die Weiterbildungsräte haben eine Reihe 
von Aufgaben und sollen die Kooperation und Koordi­
nation der vielfältigen Weiterbildungsakteure absichern. 
Sie sind gewissermaßen das Schmiermittel für das Funk­
tionieren des Weiterbildungssystems.

Ein solches Weiterbildungs- bzw. Bildungsförderungs­
gesetz unterstreicht den Systemzusammenhang zwi­
schen den unterschiedlichen Segmenten der Weiterbil­
dung. Es konstituiert das Recht auf Weiterbildung und 
bindet die unterschiedlichen Weiterbildungsakteure sys­
tematisch ein. Es wäre gleichsam das Dach auf dem Wei­
terbildungshaus.

Natürlich sind auch »kleine Lösungen« denkbar. Die 
nur punktuelle und isolierte Einführung einzelner Instru­
mente birgt aber den Keim weiterer Unübersichtlichkeit 
und Widersprüchlichkeit in sich. Natürlich begrüßen wir 
jeden Schritt in die richtige Richtung. Im Zweifelsfall wä­
re das besser als nichts – im Interesse der Bürger.

Es ist nötig, der Weiterbildung mehr Beachtung zu 
schenken. Sie steht aktuell vor großen Aufgaben, die 
in Zukunft noch wachsen. Sie braucht einen organisa­
torischen und finanziellen Rahmen, der ihre Bedeutung 
angemessen aufnimmt. Sie ist Treiber des sozialen und 
technischen Wandels, sie fördert den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt, schafft für viele Menschen erst die Mög­
lichkeit zur sozialen, kulturellen und politischen Teilha­
be, sie erhöht die Wettbewerbsfähigkeit, verhindert oder 
behebt Arbeitslosigkeit, ermöglicht berufliche Entwick­
lung und Aufstieg. Die Folgen einer schlecht aufgestell­
ten Weiterbildung zahlen wir alle.
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 WO STEHT DIE  
 WEITERBILDUNG  
 HEUTE – ZWISCHEN  
 SYSTEMRELEVANZ  
 UND PREKARITÄT
Weiterbildung ist systemrelevant
Weiterbildung besitzt in der gesellschaftlichen, wissen­
schaftlichen und politischen Diskussion einen hohen 
Stellenwert. Die Bedeutung speist sich aus mehreren 
Quellen: Sie dient als Moderator, Katalysator und Motor 
gesellschaftlichen Wandels. Sie wird als »Problemlöser« 
genutzt und als Instrument zur Entfaltung der Persön­
lichkeit in allen Bereichen des Lebens in Anspruch ge­
nommen. Diese ambitionierte Funktionszuweisung stützt 
den Weiterbildungsbereich in seiner Wichtigkeit und si­
chert ihm Ressourcen. Gleichwohl wird er durch über­
frachtete Wirkungserwartungen auch überfordert und 
gerät unter Erfolgsdruck.

Der Bedarf an und die Nützlichkeit von Weiterbildung er­
weisen sich im Alltag auf vielfältige Weise, wie die folgen­
den Beispiele zeigen:

ǾǾ �Der Prozess der Individualisierung und Plurali­
sierung der Lebensstile ist durch Angebote zur 
Orientierung und zum Erfahrungsaustausch zu 
bewältigen und zu gestalten. Weiterbildung ist ein 
Raum neben anderen, in dem der Wertediskurs 
geführt und somit dem Individuum Verstehens-  
und Orientierungschancen angeboten werden.

ǾǾ �Der Strukturwandel in seinen vielfältigen Formen  
ist in seinen negativen Folgen (Arbeitslosigkeit  
oder unterwertige Beschäftigung) abgemildert, 
wenn Menschen über Qualifizierungsprozesse  
neue Erwerbschancen eröffnet werden.
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ǾǾ �Der strukturelle Wandel wird aktuell im Besonderen 
durch zwei Entwicklungen vorangetrieben: Globalisie- 
rung und Digitalisierung. Die Arbeits- und Entwick­
lungschancen der Menschen sind dadurch massiv be- 
einflusst – positiv wie negativ. In der digitalisierten 
und globalisierten Arbeitswelt braucht es mehr denn 
je umfassend qualifizierte Beschäftigte. Für gute  
Arbeit muss die Digitalisierungsoffensive durch eine 
Weiterbildungsoffensive unterfüttert werden. Es geht 
um den permanenten Prozess der Gestaltung des 
Neuen, um die Fähigkeit, praxisgebundene Kenntnis­
se und Erfahrungen über Arbeitsabläufe, über Pro­
duktionsverfahren und Produkte, über Serviceprozes- 
se und den Umgang mit realen Kunden zu verbinden 
mit dem jeweils technologisch möglichen Potenzial 
der Digitalisierung. Nur wer die Arbeitsorganisation 
kennt und über die für die konkrete Arbeit erforder- 
lichen fachlichen Kenntnisse verfügt, kann beides zu- 
sammenbringen und daraus Neues gestalten. Weiter­
bildung vermittelt die benötigten Kompetenzen und 
bereitet auf die anstehenden bzw. schon begonne­
nen Umwälzungen (z. B. Web 2.0, Arbeit 4.0) vor. Sie 
sensibilisiert für eine achtsame Nutzung der tech­
nischen Möglichkeiten. Zudem sind die Informations- 
und Kommunikationstechnologien auch als Lern­
medium zunehmend wichtiger als Ersatz oder vor  
allem als Ergänzung des herkömmlichen Präsenz­
unterrichtes (z. B. E-Learning, Blended Learning).

ǾǾ �Der Prozess der Internationalisierung/Globalisierung 
unseres Lebens wird auf der einen Seite mit Sprach­
kursen und Seminaren zur interkulturellen Bildung ge- 
stützt. Auf der anderen Seite werden Migranten über 
spezielle Sprach- und Integrationsmaßnahmen geför- 
dert und erhalten somit reale Einstiegschancen in 
unsere Gesellschaft.

ǾǾ �Die Entwicklung der Zivilgesellschaft benötigt kom­
petente, informierte und aufgeklärte Bürger. Weiter- 
bildung leistet hierzu wichtige Beiträge, indem Kennt- 
nisse und Fähigkeiten vermittelt sowie Räume im  
realen und übertragenen Sinne zum Meinungsaus­
tausch und zur Erarbeitung eigener Standpunkte 
und zur Vertretung eigener Interessen bereitstehen. 

ǾǾ �Die zunehmende Alterung unserer Gesellschaft 
stellt neue Bildungsaufgaben. Zum einen werden in 
Weiterbildungseinrichtungen Personen zur Betreu­
ung von älteren Menschen qualifiziert, zum anderen  
gibt es für die alten Menschen Bildungsangebote, 
die zu einem erfüllten Lebensabend beitragen. Das 
Spektrum reicht dabei von altersgruppenspezifi­
schen Veranstaltungen (z. B. zu Gesundheitsfragen) 
über Angebote zur sinnvollen Freizeitgestaltung  
bis hin zu Maßnahmen, die Ältere für ehrenamtliche 
Aufgaben qualifizieren oder sie zur Fortführung  
einer Erwerbstätigkeit befähigen.

Weiterbildung erweist sich in diesen vielfältigen Anwen­
dungsfeldern als leistungsfähig, mindestens als hilfreich 
und manchmal auch als unentbehrlich. Ihr ohnehin schon 
hoher Stellenwert hat sich durch das zurzeit welt- und 
europaweit verfolgte Leitbild des Lebenslangen Lernens 
noch erhöht, aber auch neu akzentuiert.

Dieses Leitbild verlangt eine andere Verzahnung aller 
Bildungsbereiche, die sich auf organisatorische, curricu­
lare und personelle Aspekte ausdehnt. Gleichzeitig wird 
eine neue Balance zwischen Lernen in organisierter und 
selbstgesteuerter Form angestrebt.

Das gezeigte Spektrum aktueller und zukünftiger Her- 
ausforderungen macht deutlich, dass Weiterbildung ei­
ne Schlüsselrolle spielt. Sie ist in hohem Maße system­
relevant.
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Weiterbildung – noch kein  
eigenständiger Bildungsbereich
Weiterbildung ist zwar systemrelevant, aber sie bildet 
selbst kein geschlossenes System wie die anderen Bil­
dungssektoren. Vielmehr ist sie in unterschiedliche Seg­
mente aufgeteilt, die jeweils einer eigenen Steuerungs­
logik folgen:

ǾǾ �die betriebliche Weiterbildung als Instrument  
unternehmerischen Handelns, allenfalls partiell 
reguliert durch Betriebsvereinbarungen und  
Tarifverträge,
ǾǾ �die außerbetriebliche berufliche Weiterbildung,  
die mit unterschiedlichen Intensitäten durch eine  
Vielzahl von Akteuren beeinflusst ist,

ǾǾ �die berufliche Weiterbildung für Arbeitslose,  
die von der Bundesagentur für Arbeit organisiert 
und bestimmt ist,

ǾǾ �die allgemeine, kulturelle und politische Weiter­
bildung, die in jedem Bundesland anderen Regeln 
folgt.

Diese vier Regelkreise sind keineswegs überschnei­
dungsfrei und klar definiert. So bieten z. B. Betriebe all­
gemeine Weiterbildung an, die Bundesagentur organi­
siert Vorbereitungskurse auf Schulabschlüsse und auch 
die Länder spielen in das Feld der beruflichen Weiterbil­
dung hinein. Im Ergebnis dieser unklaren Zuständigkei­
ten leiden die Effizienz und die Transparenz.

Betriebliche Weiterbildung ist quantitativ die domi­
nante Form der beruflichen Weiterbildung. Sie ist weit­
gehend privatwirtschaftlich organisiert, wobei das Ziel 
in erster Linie die Anpassung der Qualifikation der Ar­
beitnehmer an die betrieblichen Erfordernisse ist. Dies 
gilt sowohl in technischer Hinsicht als auch bezogen auf 
arbeitsorganisatorische Veränderungen. Relevante na­
tionale und internationale Studien kommen zu dem Er­
gebnis, dass Weiterbildung im Betrieb in Deutschland zu 
knapp ausfällt. 

Es zeigen sich nicht nur Unterinvestitionen, sondern vie­
le Defizite: Konzentration auf kurzfristige Anpassungs­
maßnahmen, ein zu geringer Grad an Professionalisie­
rung, mangelnde Verbindung mit der betrieblichen Per­
sonal- und Innovationsplanung sowie starke Abhängig- 
keit der Weiterbildungsbeteiligung von Einkommen, Bil­
dungsabschluss, Beruf, Branchen und Betriebsgrößen.

Die betriebliche Weiterbildung ist als Subsystem der 
beruflichen Weiterbildung noch weniger strukturiert als 
diese. Der Staat greift hier kaum regulierend ein, Bil­
dungsziele und Methoden bleiben den Betrieben über­
lassen und unterliegen nicht der öffentlichen Kontrol­
le. Damit ist dieser Bereich für die Öffentlichkeit weitge­
hend intransparent und für die Beschäftigten bzw. deren 
Interessenvertretungen nur begrenzt gestaltbar. Tarif­
verträge und Betriebsvereinbarungen zur Weiterbildung 
werden zunehmend wichtiger, aber sie können fehlende 
gesetzliche Rahmenbedingungen nicht ersetzen.

Für die außerbetriebliche berufliche Weiterbildung 
gibt es zwei gesetzliche Rahmenwerke, die jeweils Teil­
bereiche abdecken: das Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
und das Sozialgesetzbuch (SGB II/III). Das BBiG regelt 
mit Blick auf die Weiterbildung im Wesentlichen die be­
rufliche Fortbildung, die in der Regel eine abgeschlos­
sene Berufsausbildung und/oder eine umfassende Be­
rufserfahrung voraussetzt (Aufstiegsfortbildung). 

Das SGB II/III hat durch die Gesetze für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt im Vergleich zur bis 
dahin gültigen Fassung und erst recht zum früheren Ar­
beitsförderungsgesetz (AFG) eine deutlich neue Ziel­
setzung erfahren (Rückbesinnung und Konzentration 
auf das Kerngeschäft Vermittlung). »Vermittlung« bei 
der Bundesagentur bedeutet für die Weiterbildungsför­
derung ein Konzept vermittlungsnaher Qualifizierung. Es 
ist bestimmt durch hohe Eingliederungsquoten, gerin­
ge Abbruchquoten und rasche Einmündung in möglichst 
unbefristete und dauerhafte Beschäftigung. Ziel ist eine  
kurzfristig herzustellende Beschäftigungsfähigkeit für 
Arbeitsplätze, die von den künftigen Arbeitgebern rela­
tiv präzise beschrieben sind. 
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Mit dieser Zielsetzung sind auch die Hauptadressaten 
der Förderung definiert: Arbeitnehmer, die bereits über 
Qualifikationen und Kompetenzen verfügen, um kurz­
fristig in einen neuen Job einzusteigen. Grundsätzlich 
ausgeschlossen sind damit die Problemgruppen des Ar­
beitsmarktes, deren (Wieder-)Eingliederung nur über ei­
nen zum Teil längeren Ausgleich von schulischen und so­
zialen Defiziten zu realisieren ist. Damit hat sich das SGB 
II/III immer weiter von einer ursprünglich präventiven Ar­
beitsmarktpolitik im AFG von 1969 entfernt und seine 
fördernden Elemente bis zur Unkenntlichkeit zurückge­
bildet. Ein Lichtblick zeigt sich mit dem gerade beschlos­
senen und zum 1. August 2016 in Kraft getretenen Ar­
beitslosenversicherungsschutz- und Weiterbildungsstär­
kungsgesetz (AWStG), mit dem der Zugang zur Weiter­
bildung für Geringqualifizierte, Langzeitarbeitslose und 
ältere Beschäftigte verbessert wird.

Neben diesen beiden Bundesgesetzen verfügen die 
meisten Bundesländer über Weiterbildungs- bzw. Er­
wachsenenbildungsgesetze, die im Schwerpunkt die all­
gemeine kulturelle und politische Weiterbildung betref­
fen, aber auch Teilaspekte der beruflichen Weiterbildung 
abdecken. Sie liefern für die im jeweiligen Land ansäs­
sigen Weiterbildungseinrichtungen eine Teilfinanzie­
rung der Aufwendungen (ca. 20 %). Die damit verbun­
denen Finanzierungsregelungen haben sich seit den 
1980er-Jahren kontinuierlich verschärft, insbesondere 
durch das Absenken von Haushaltsansätzen und durch 
härtere Förderbedingungen. Die Haushaltsabhängigkeit 
der Mittel beeinträchtigt die Planungssicherheit der Ein­
richtungen.

10 %

20 %

30 %

Beschäftigte insgesamt

40 %

Weiterbildungsquoten

Quelle: IAB-Betriebspanel; Datenblatt zur IAB-Pressekonferenz »Betriebliche Weiterbildung« am 22. März 2017
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Weiterbildung unterliegt also im Gegensatz zur Erstaus­
bildung im Dualen System weniger einer staatlichen 
Steuerung, sondern ist vielmehr weitgehend dem öko­
nomischen Prinzip der Marktsteuerung überlassen. Der 
Prozess der Marktanpassung ist dabei für die Weiterbil­
dungsanbieter wie auch für die Weiterbildungsteilneh­
mer sowohl mit Risiken als auch mit Chancen verbun­
den. Im Kern dieser neoliberalen Marktlogik geht es da­
rum, den wachsenden Bedarf an Weiterbildung realisier­
bar zu machen. Gleichzeitig soll damit der Aufwand von 
Betrieben und öffentlicher Hand reduziert bzw. begrenzt 
werden.

Diese ohnehin nicht besonders günstigen Ausgangs­
bedingungen für die Weiterbildung haben sich durch 
die Föderalismusreform weiter verschlechtert. Der Fort­
fall der gemeinsam getragenen Institutionen wie der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For­
schungsförderung, der weitgehende Verzicht auf abge­
stimmtes Handeln zwischen Bund und Ländern in der 
Bildungsplanung, der Wegfall von Bund-Länder-Modell­
versuchen haben der Bildung insgesamt, speziell aber 
auch der Weiterbildung geschadet. Die Lücke, welche 
der Bund gelassen hat, konnten die Länder nicht füllen.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass sich die Rah­
menbedingungen für die Weiterbildung in den letzten 
Jahrzehnten kontinuierlich verschlechtert haben. Die 
Forderung aus dem Bildungsgesamtplan, Weiterbildung 
zur vierten Säule des Bildungswesens auszubauen, wur­
de nicht erfüllt. Anfängliche, vielversprechende erste 
Schritte (1970er-Jahre) wurden sogar wieder zurück­
genommen. Liegt die Zukunft der Weiterbildung bereits 
hinter uns?

Weiterbildung heute – eine Realbilanz
Wie hat sich die Weiterbildung im Zeichen dieser ver­
schlechterten Rahmenbedingungen entwickelt? Die Zah­
len liefern ein durchaus zwiespältiges Bild: Neben einem 
deutlichen Beteiligungszuwachs zeigen sich auch alte 
und neue strukturelle Ungleichgewichte, insbesondere 
die soziale Selektivität bei der Weiterbildungsteilnahme.

Nach dem Adult Education Survey (AES) für das Jahr 
2014 hat rund die Hälfte der Erwerbstätigen an betrieb­
licher Weiterbildung teilgenommen. Die Befunde bele­
gen, dass die Weiterbildungsbeteiligung keineswegs nur 
von der Motivation der Beschäftigten abhängt, sondern 
auch von Merkmalen des Betriebes. Die Betriebsgröße, 
gemessen an der Zahl der Beschäftigten, ist ein solcher 
Faktor. Beim AES steigt die Weiterbildungsbeteiligung 
mit der Beschäftigtenzahl des Herkunftsbetriebes: Be­
schäftigte aus Kleinbetrieben (bis zehn Beschäftigte) 
weisen mit 36 % eine deutlich niedrigere Beteiligung an 
Weiterbildung auf als Beschäftigte aus Großbetrieben 
(1.000 und mehr Beschäftigte), mit 69 %.

Die Beteiligung variiert auch mit der Branchenzuge­
hörigkeit (Basis: AES 2012). An der Spitze der Weiter­
bildungsbeteiligung stehen Beschäftigte aus den Wirt­
schaftszweigen »Erziehung und Unterricht« (71 %), »Ge­
sundheits- und Sozialwesen« (63 %), »Finanz- und Ver­
sicherungsdienstleistung« (63 %) sowie »Öffentliche 
Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung« (61 %). 
Sehr niedrig ist dagegen die Beteiligungsquote bei Be­
schäftigten im Gastgewerbe (21 %), im Handel (36 %) und 
im Baugewerbe (34 %). Diese Unterschiede lassen sich 
zum Teil erklären über Faktoren wie Innovationsdruck, 
Komplexität der Arbeitsplätze, Bedeutung der Personal­
entwicklung und Konkurrenzsituation.

Der früher zu beobachtende starke Unterschied zwi­
schen Männern und Frauen in der Weiterbildungsbetei­
ligung hat sich weitgehend eingeebnet. Beim AES 2014 
weisen die männlichen Erwerbstätigen eine Quote von 
51 % und weibliche eine Quote von 48 % auf. Auch bei den 
Altersgruppen hatte es seit Jahren eine Angleichungs­
tendenz gegeben, die allerdings in den letzten Jahren 
abgebrochen ist. 2014 kommt die Altersgruppe »25–34 
Jahre« mit 65 % auf den Spitzenwert. Ältere Erwerbstäti­
ge (55–64 Jahre) kommen indes auf 53 %.
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Keine Angleichungstendenzen lassen sich hingegen 
für die Personen mit unterschiedlichen Schulabschlüs­
sen und unterschiedlichen abgeschlossenen beruflichen 
Ausbildungen feststellen. Die Weiterbildungsbeteiligung 
von Personen mit hohem Schulabschluss ist beim AES 
mit 62 % fast doppelt so hoch wie die der Beschäftigten 
mit niedrigem Abschluss (36 %). Bei der beruflichen Aus­
bildung und dem entsprechenden Status ist die Diskre­
panz noch etwas größer: Hochschulabsolventen beteili­
gen sich zu 67 % an betrieblicher Weiterbildung, Perso­
nen ohne Abschluss nur zu 39 %.

Neben den gruppenspezifischen Differenzen sind 
auch regionale zu beobachten. In ein und demselben 
Bundesland variiert die Weiterbildungsbeteiligung er­
heblich. Dafür verantwortlich sind unterschiedliche Ge­
legenheitsstrukturen, die wirtschaftliche Situation und 
die soziale Zusammensetzung der Bevölkerung.

Diese Selektivität bei Personengruppen ist in der Wei­
terbildung insgesamt und den Teilbereichen (außerbe­
triebliche berufliche Weiterbildung und nichtberufliche 
Weiterbildung) zu beobachten. Bei vielen Personengrup­
pen ist zwar eine Steigerungstendenz bei der Weiterbil­
dungsbeteiligung zu erkennen, doch der Abstand zu den 
Referenzgruppen hat sich nicht verkleinert. Zu nennen 
sind in diesem Zusammenhang vor allem Personen mit 
niedriger Schulbildung, Personen ohne Berufsabschluss, 
Arbeiter sowie Personen mit Migrationshintergrund. 

Mit anderen Worten: Die soziale Selektivität der or­
ganisierten Weiterbildung hat weiterhin Bestand. Sie ist 
darüber hinaus auch bei der Beteiligung am informellen 
Lernen und Formen der sozialen und kulturellen Teilha­
be zu beobachten. Der Weiterbildungsbereich stellt sich 
heute insgesamt als fragil und zerklüftet dar.

Er lässt sich durch die folgenden Punkte kennzeichnen:

ǾǾ �Der Rückzug des Staates hat die Weiterbildung  
immer stärker dem Markteinfluss ausgesetzt. Als 
Folge sind Kommerzialisierung und eine immer  
stärkere Orientierung an betriebswirtschaftlichen 
Vorgehensweisen zu registrieren. 

ǾǾ �In Folge dieser Entwicklung wird von den Teilneh­
menden verlangt, dass sie große Anteile der Weiter­
bildungskosten privat tragen. Diese Privatisierung 
reicht bis in den Bereich der betrieblichen Weiterbil­
dung, wo Arbeitnehmer z. B. einen Teil der Weiter­
bildungskosten dadurch übernehmen, dass sie in ihrer  
Freizeit betrieblich lernen.

ǾǾ �Die Weiterbildungseinrichtungen sind unterfinan­
ziert. Das von der öffentlichen Hand bereitgestellte  
Finanzvolumen für Weiterbildung ist im Vergleich 
zu den Etats für Schule oder Hochschule nur winzig. 
Zudem steht ein Teil dieser Mittel jeweils unter  
Haushaltsvorbehalt, sodass die Einrichtungen nur 
bedingt planen können.

ǾǾ �In das Bild der Unterfinanzierung passt auch, dass  
die wenigen staatlichen Maßnahmen als befristete 
Projekte, als Modellversuche oder Ähnliches laufen.  
Nachhaltige strukturelle Reformen unterbleiben  
aus Kostengründen.

ǾǾ �Eine unmittelbare Wirkung dieser Finanzlage ist 
auch die prekäre Beschäftigungslage vieler Mitar­
beiter in der Weiterbildung. Befristete Verträge, ge­
ringe Bezahlung, Arbeit auf Honorarbasis und, damit 
verbunden, eine unzulängliche soziale Absicherung 
sowie Selbstausbeutung sind an der Tagesordnung.

ǾǾ �Nicht zuletzt die Beschäftigungssituation führt zu 
Fluktuation und Einschränkungen bei der Professiona- 
litätsentwicklung. Die Entfaltung von Standards und 
einheitlichen Ausbildungswegen ist in den Anfängen 
stecken geblieben genauso wie die tarifvertragliche 
Absicherung der Beschäftigung. Der öffentlich finan­
zierte Weiterbildungsbereich gehört in weiten Teilen 
zum Niedriglohnsektor.
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ǾǾ �Die plurale Anbieterstruktur und parallel dazu auch  
eine plurale Förderstruktur machen den Weiterbil­
dungssektor unübersichtlich und partiell wildwüchsig.  
Die Folge sind Intransparenz und Qualitätsprobleme. 
Marktversagen führt zu Unterversorgung in regiona­
ler und zielgruppenbezogener Sicht.

ǾǾ �Die Weiterbildungslandschaft ist segmentiert. Das 
heißt die betriebliche, die überbetriebliche individu­
elle Weiterbildung und die Weiterbildung der Agen- 
tur für Arbeit agieren weitgehend unabhängig vonein- 
ander. Staat, Unternehmen, Gewerkschaften, Indivi­
duen und Bildungseinrichtungen sind nicht wie in an­
deren erfolgreicheren europäischen Ländern – z. B.  
in Dänemark und in den Niederlanden – in ein System  
unterschiedlicher Verantwortlichkeiten eingebunden.

Handlungsdruck und Handlungsfelder –  
Warum sind Bundesregelungen erforderlich?
Im internationalen Vergleich ist die deutsche Weiterbil­
dung nur Mittelmaß. Im Besonderen die skandinavischen 
Staaten und einige west- und mitteleuropäische Länder 
sind besser aufgestellt. Sie nehmen ihre öffentliche Ver­
antwortung wahr und gestalten Weiterbildung als Teil 
des Bildungssystems.

In Deutschland stehen wir vor der Beantwortung  
einer Reihe brennender Fragen:

ǾǾ �Ist die fragile und zerklüftete Weiterbildung in der 
Lage, die aktuellen und anstehenden Herausforderun- 
gen zu bewältigen?

ǾǾ �Gelingt es die in den letzten Jahren forcierte Markt­
logik mit ihren negativen Konsequenzen umzukehren 
und mehr Elemente einer sozialstaatlichen Verant- 
wortung zum Tragen zu bringen?

ǾǾ �Wie lässt sich die Vernetzung der Weiterbildung mit 
ihren Teilbereichen verbessern und wie eine bessere 
Vernetzung der Weiterbildung mit den anderen Bil­
dungssektoren herstellen?

ǾǾ �Wie muss ein gerechtes System der Weiterbildungs­
finanzierung aussehen, damit soziale, regionale  
und individuelle Benachteiligungen minimiert sind?

ǾǾ �Wie lassen sich die unterschiedlichen Logiken, die 
unterschiedlichen Zuständigkeiten und die unter­
schiedlichen Fördersysteme besser verzahnen oder 
vereinheitlichen? 

ǾǾ �Wollen wir ein individuelles System des Lebens­
langen Lernens, das auf Weiterbildung als normative  
Verpflichtung des Einzelnen und auf Konkurrenz 
setzt, oder ein solidarisches System, das allen mehr 
Teilnahme und Lernmöglichkeiten durch die Ge­
staltung und Verbesserung der Rahmenbedingun­
gen ermöglicht?

Die von uns vorgeschlagenen Bundesregelungen sind 
ein wichtiger Schritt beim Nachholen der Systembildung 
in der Weiterbildung – zum Nutzen der Bürger, der Be­
schäftigten, der Unternehmen und der Gesellschaft als 
Ganzem. 
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Rechtlich bietet das Grundgesetz in Artikel 74 die Hand­
habe dafür. Dort werden die Bereiche der konkurrieren­
den Gesetzgebung definiert. Dort könnte mit Rückgriff 
auf die Nr. 11 der Aufzählung (Recht der Wirtschaft) wie 
schon beim Berufsbildungsgesetz der Bund auch in der 
Weiterbildung die Initiative ergreifen. Doch der bereits 
erreichte Grad von Zerklüftung würde parallel dazu auch 
entsprechende Bund-Länder-Initiativen und konzertier­
te Aktionen mit gesellschaftlichen Gruppen notwendig 
machen.

Stichwörter für strategische Handlungsfelder der 
Weiterbildungspolitik und damit auch für bundesgesetz­
liche Regelungen sind: Gerechte Finanzierung von Wei­
terbildung, Lernzeiten für mehr Chancengleichheit, In­
formation und Beratung, Qualitätssicherung und Perso­
nal in der Weiterbildung, Abschlüsse und Zertifizierung, 
Kooperation der Akteure, Regionalisierung in Netzen und 
Verbünden.

Das Gesamtsystem der Weiterbildung entsteht durch 
Vernetzung, Kooperation und Transparenz. Grundsätz­
lich gehen wir dabei davon aus, dass die bestehende 
Trennung von allgemeiner und beruflicher Weiterbil­
dung in der bisherigen Form nicht aufrechterhalten wer­
den kann. Informations- und Kommunikationstechnolo­
gie sowie Wissensmanagement haben die Grenzen zwi­
schen beruflicher und allgemeiner Bildung zunehmend 
verwischt. Mathematik, Naturwissenschaften, Mutter- 
und Fremdsprachen sind zentrale Lernfelder in beiden 
Bildungsbereichen geworden. 

Dem muss die Weiterbildungspolitik folgen, indem sie 
die strikten organisatorischen und inhaltlichen Trennun­
gen dort beseitigt, wo sie hinderlich für Lernerfolge sind. 
Die aufgezeigten Probleme sind lösbar und zwar durch 
ein abgestimmtes System marktbezogener und staatli­
cher Elemente (mittlere Systematisierung). Leitgedanke 
ist, dass das Gesamtsystem der Weiterbildung der öffent­
lichen Verantwortung unterliegt. Der Staat muss nicht al­
les selbst machen, aber er muss Sorge dafür tragen, dass 
überhaupt etwas gemacht wird. Er muss die zivilgesell­
schaftlichen Akteure einschließlich der Betriebe in die 
Verantwortung für die Weiterbildung einbinden und muss 
die Gesamtarchitektur des Hauses im Blick behalten.

Wir schlagen deshalb ein Bundesgesetz für die Weiter­
bildung vor. Insbesondere die im Folgenden benannten 
sechs Handlungsfelder stehen dabei im Vordergrund:

Finanzierung

Lernzeiten

Information und Beratung

Qualitätssicherung und Personalentwicklung

Abschlüsse und Zertifikate

Verantwortung klären, vernetzen und regionalisieren
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 1.
FINANZIERUNG
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 WEITERBILDUNG  
 GERECHTER  
 FINANZIEREN 

Was hat sich entwickelt, wo stehen wir heute?
Zentrale Voraussetzung für die Teilhabe an Weiterbil­
dung sind ausreichend finanzielle Ressourcen. 

Die Weiterbildungsteilnehmer übernehmen einen im­
mer größer werdenden Anteil der Kosten für die Weiter­
bildung. Für einkommensschwächere Bürger ist es aber 
nur schwer möglich, einen entsprechenden Einsatz zu 
erbringen. Verfügbare eigene finanzielle Mittel dürfen 
aber nicht zum ausschlaggebenden Kriterium für Teil­
habe an Weiterbildung werden. Es ist eine angemessene 
Lastenverteilung zwischen öffentlicher Hand, Unterneh­
men und Individuen sicherzustellen.

Die mangelhafte Finanzierung der Weiterbildung 
durch die öffentliche Hand in Deutschland ist in interna­
tionalen Vergleichen hinreichend analysiert. Besonders 
deutlich zeigt sie sich beim Abbau der Mittel für die Wei­
terbildung bei der Bundesagentur für Arbeit. Die gerin­
gen Aufwendungen der Länder für die allgemeine Wei­
terbildung sind ebenso zu kritisieren.

Wir brauchen mehr Finanz-Ressourcen für die Weiterbil­
dung. Das ist die zentrale Voraussetzung für ein breite­
res und verbessertes Angebot und dessen Inanspruch­
nahme. 

Die Finanzierung der Weiterbildung ist in unterschied­
lichen Bundes- und Landesgesetzen sowie durch Betriebe 
geregelt oder findet in zusätzlich Drittmittel finanzierten 
Projekten statt, denen oft die Einbindung in eine Nach­
haltigkeitsstrategie nicht gelingt. Das führt zu Intranspa­
renz, Überlappungen, aber auch zu Lücken. Aufgrund der 
gewachsenen pluralen Strukturen kann es die eine Wei­
terbildungsfinanzierung nicht geben. Vielmehr bedarf es 
eines Sets von Instrumenten für die verschiedenen Lern­
segmente, die deutlich der öffentlichen Hand, den Unter­
nehmen und den Lernenden zuzuordnen sind. 

Die Vielfalt widerspricht nicht dem Gedanken eines 
einheitlichen, zukunftsfähigen Weiterbildungssystems. 
Wichtig ist allerdings, dass die Bereiche der Weiterbil­
dung nicht getrennt für sich stehen. Notwendig ist ein 
Gesamtkonzept, damit keine Lücken entstehen. 

Das Gesamtkonzept für die Weiterbildungsfinanzie­
rung verankert die öffentliche Verantwortung für Lebens­
langes Lernen. Auch wenn dies keine alleinige Finanzie­
rungsverpflichtung der öffentlichen Hand für alle Formen 
der Weiterbildung bedeutet. Dennoch: Mehr öffentliche 
Mittel für Weiterbildung sind zwingend notwendig. 
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Was soll bundesgesetzlich geregelt werden?

Ein Bundesgesetz soll den Rahmen schaffen für einen 
koordinierten und kombinierten Finanzierungsmix aus 
betrieblicher und individueller Weiterbildungsfinanzie­
rung sowie der Weiterbildungsfinanzierung für Erwerbs­
lose und von Erwerbslosigkeit Bedrohte. Wir brauchen 
eine neue transparente Finanzarchitektur der Weiterbil­
dungsförderung mit Individualansprüchen. 

Finanzierung der betrieblichen Weiterbildung  
auf eine neue Grundlage stellen

Die Finanzierung der betrieblichen Weiterbildung ist Auf- 
gabe der Unternehmen und öffentlicher Arbeitgeber. 
Vorgeschlagen wird ein zentraler Weiterbildungsfonds, 
in den 1 % der Lohn- und Gehaltssumme einfließt. Der 
Weiterbildungsfonds für die betriebliche Weiterbildung 
ist in einem Weiterbildungsgesetz zu verankern. 

Bei der Finanzierung besteht die Möglichkeit, die Um­
lage alleine von den Arbeitgebern zu erheben. Alternativ 
ist denkbar, sie gemeinsam von Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern aufzubringen. 

Die Art der Finanzierung sollte Konsequenzen für die 
Ausgestaltung der Weiterbildungsförderung haben. Bei 
einer Finanzierung alleine durch die Arbeitgeber sollten 
betriebliche Maßnahmen im Vordergrund stehen. Bei ge­
teilter Finanzierung sind sowohl betriebliche als auch in­
dividuelle Maßnahmen zu unterstützen. Die Weiterbil­
dungsteilnahme erhöht sich, wenn sowohl die individuel­
le als auch die betriebliche Initiative unterstützt wird. 

Für die betrieblichen Maßnahmen sollte das levy-ex­
emption-System (vereinfachte Abgabe) gelten. Unter­
nehmen, die bereits ausreichend in Weiterbildung inves­
tieren, sind dabei nicht durch eine zusätzliche Bürokra­
tie belastet, es sei denn, sie wollen die Dienstleistungen 
eines Fonds in Anspruch nehmen. Das levy-exempti­
on-System hat zudem den Vorteil, dass ein Teil der Unter- 
nehmen, die weniger als den vorgesehenen Prozentsatz 
der Bruttolohnsumme in Weiterbildung investieren, gro­
ße Anstrengungen unternehmen, um den Abfluss von 
Mitteln durch eigene Weiterbildungsanstrengungen zu 
vermeiden. 

Für die sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 
wird durch das Bundesministerium für Arbeit und So­
ziales (BMAS) ein zentraler Fonds gebildet, an den die 
gesamte Umlage fließt. Der Fonds wird paritätisch von 
den Sozialpartnern verwaltet. Der Fonds soll selbst kei­
ne Weiterbildungsmaßnahmen durchführen dürfen, son­
dern sich auf Beratung, Information, Planung und Verwal­
tung konzentrieren. 

Die Mittel für die betrieblichen Maßnahmen sind an 
Branchenfonds weiterzuleiten, sofern die Sozialpartner 
hierzu paritätisch verwaltete Einrichtungen einrichten. 
Eine solche Dezentralisierung ist wünschenswert, da 
hierdurch zusätzliche Akteure und eventuell auch zu­
sätzliche Mittel über freiwillige Beiträge zu gewinnen 
sind. Es sollten allerdings Mindestgrößen für Branchen­
fonds bestehen, um eine Zersplitterung auf viele kleine 
Fonds zu verhindern. Die Branchentarifverträge sind all­
gemeinverbindlich zu erklären, um auch nicht tarifge­
bundene Betriebe in der Branche zu erreichen. Verzich­
ten Branchen auf einen eigenen Fonds, sind sie anderen 
Branchenfonds zuzuordnen. 

Finanzierung der individuellen  
Weiterbildung gewährleisten

Alle anderen individuellen Weiterbildungen, die nicht 
durch den Weiterbildungsfonds abgedeckt sind, werden 
in eine neu geschaffene staatliche Finanzarchitektur in­
tegriert, in die auch das BAföG und das AFBG aufgehen. 
Im Einzelnen bedeutet dies: 

ǾǾ �Eine zweite Chance, d. h. das Nachholen eines ersten 
allgemeinbildenden Schulabschlusses, muss jedem 
offenstehen. Daraus ergibt sich die öffentliche Förde- 
rung des Lebensunterhaltes und der Bildungskos- 
ten. Dies geschieht in Form eines nicht zurückzuzah- 
lenden Zuschusses.

ǾǾ �Das Nachholen eines beruflichen Abschlusses, eines 
höheren allgemeinbildenden Schulabschlusses oder 
eines Hochschulstudiums ist analog zum bestehen­
den BAföG zu fördern. Im Sinne des Lebenslangen 
Lernens muss die Altersgrenze im BAföG fallen. Die 
Förderung muss familienunabhängig erfolgen. 
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ǾǾ �Die Teilnahme an einer Aufstiegsfortbildung wird  
wie bisher im Aufstiegs-BAföG durch Zuschüsse und 
Darlehen gefördert.

ǾǾ �Für alle weiteren individuellen beruflichen Weiter­
bildungsmaßnahmen wird einkommensabhängig ein  
Darlehen gewährt, dessen Rückzahlung sozialver- 
träglich auszugestalten ist, analog zu den Rückzah- 
lungsregelungen beim Aufstiegs-BAföG.

Finanzierung der Weiterbildung  
von Erwerbslosen weiterentwickeln

Notwendig ist eine Neuausrichtung der Förderung von 
Weiterbildung für Erwerbslose durch die Bundesagen­
tur für Arbeit. Dabei geht es einerseits darum, Aufgaben, 
die die Bundesagentur für Arbeit nach und nach in ihrer 
Rolle als »Ausfallbürge« für das Bildungssystem zugewie­
sen bekommen hat, in die Zuständigkeit der Länder oder 
des Bundes zu überführen (z. B. Sprachkurse für Flücht­
linge und Aussiedler, Nachholen von allgemeinbildenden 
Abschlüssen). Dieser Typ von Aufgaben ist steuerfinan­
ziert durchzuführen. 

Weiterbildung für Erwerbslose und von Erwerbslosig­
keit bedrohte Beschäftigte muss hingegen Kernaufgabe 
der Bundesagentur für Arbeit bleiben und durch eine so­
lide Finanzierung auf der Grundlage einer Beitragsfinan­
zierung abgesichert sein. 

Es braucht die grundsätzliche Änderung der Steue­
rungslogik. Nicht die schnelle und kostengünstige Inte­
gration in den ersten Arbeitsmarkt darf im Vordergrund 
stehen, sondern die nachhaltige Vermittlung in Arbeit 
und eine langfristige Verbesserung der Beschäftigungs­
fähigkeit. Das erfordert ein stärkeres Gewicht der Förde­
rung der Weiterbildung. 

Für An- und Ungelernte steht wegen der hohen Be­
schäftigungsrisiken grundsätzlich vorrangig eine ab­
schlussbezogene Weiterbildung im Vordergrund.

Im Rahmen einer investiven und präventiv ausgerich­
teten Arbeitsmarkpolitik werden Prämien bei erfolgrei­
chem Abschluss und die Aufstockung des monatlichen 
Unterhaltes so gestaltet, dass Hemmnisse abgebaut und 
Weiterbildungsbereitschaft erhöht wird.

Es ist sinnvoll, die bisherigen Beiträge der  
Arbeitslosenversicherung aufzuspalten: 

ǾǾ �Zwei Drittel des Beitrages dienen der Absicherung  
des Arbeitsmarktrisikos, aus dem das Arbeitslosen- 
geld gezahlt wird.

ǾǾ �Ein Drittel des Beitrages dient der Bildung eines Weiter- 
bildungsfonds bei der Bundesagentur für Arbeit. Er 
ist für die Finanzierung präventiver und nachholender  
Weiterbildungsmaßnahmen der Versicherten einzu­
setzen. Zielgruppen des Fonds sind von Arbeitslosig­
keit bedrohte Beschäftigte und Erwerbslose. 

Was ist sonst noch zu bedenken?
Eine vorausschauende und strategische Weiterbildungs­
politik wird zum Dreh- und Angelpunkt der Beschäfti­
gungs- und Arbeitsmarktpolitik im digitalen Wandel.

Der Vorschlag, das System der Arbeitslosenversi­
cherung hin zu einer Arbeitsversicherung umzugestal­
ten, sollte konzeptionell weiter durchdacht und geprüft 
werden. 
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 MEHR BILDUNGS- 
 ZEIT FÜR  
 MEHR CHANCEN- 
 GLEICHHEIT
Was hat sich entwickelt, wo stehen wir heute?
Über Bildung eröffnen sich berufliche Aufstiegs- und 
Entwicklungschancen sowie Teilhabemöglichkeiten am 
sozialen, kulturellen und politischen Leben. Bildungszei­
ten sind Investitionen, die sich auszahlen.

Doch Bildung benötigt Zeit. Zeit, die häufig schon an­
derweitig verplant ist: vor allem durch die Berufstätigkeit, 
aber auch durch familiäre Aufgaben und Betreuungs­
pflichten. Diese zeitlichen Konkurrenzen sind ein zent­
raler Hinderungsgrund für eine Weiterbildungsteilnahme. 

Der Gesetzgeber hat auf diese Konfliktsituation erst­
mals in den 1960er-Jahren reagiert und Lernzeitansprü­
che eingeräumt. Nach dem Arbeitsförderungsgesetz von 
1969 (AFG) hatten Arbeitnehmer und Personen, die die­
sen Status anstrebten, einen Anspruch auf bis zu zwei 
Jahre für Maßnahmen der beruflichen Fortbildung. Es 
wurden nicht nur die Lehrgangskosten übernommen, 
sondern auch noch ein Unterhaltsgeld gezahlt. Diese Re­
gelungen sind aber längst abgeschafft. Nicht einmal An­
sätze sind davon geblieben. 

Sehr viel bescheidener nehmen sich im Vergleich zum 
AFG die Bildungsurlaubs- und Freistellungsgesetze der 
Länder aus (seit 2015 hat auch Baden-Württemberg und 
Thüringen ein solches Gesetz, nur Bayern und Sachsen 
fehlen noch). Sie räumen im Regelfall Arbeitnehmern Bil­
dungszeiten bis zu fünf Tagen pro Jahr bei Lohnfortzah­
lung ein. Im Detail unterscheiden sich die Regelungen 
von Land zu Land erheblich (z. B. im Hinblick auf die zu­
lässigen Themenbereiche, die Zielgruppen, die Möglich­
keiten zur Kumulation der Ansprüche). 

Ähnlich variantenreich sind die in den letzten Jahrzehn­
ten abgeschlossenen Betriebsvereinbarungen und Tarif­
verträge mit Lernzeitansprüchen.

Die beschriebenen Regelungen weisen eine große 
Gemeinsamkeit auf: sie sind wenig genutzt. So nehmen 
zum Beispiel etwa nur 1–2 % der Berechtigten den Bil­
dungsurlaub in Anspruch. Die Gründe für diese Absti­
nenz sind vielfältig. Arbeitsdruck, Angst um den Arbeits­
platz, Druck des Arbeitsgebers spielen genauso hinein 
wie private Gründe (Betreuungspflichten, Krankheit etc.). 

Aktuell ist noch ein Phänomen erkennbar: Die betrieb­
lich-berufliche Weiterbildung ist zumindest in Teilen in die 
Freizeit verlagert. Relativ lautlos sind so verteilungspoliti­
sche Weichen gestellt und Verteilungskonflikte entschie­
den worden. Unter dem Deckmantel gerechter Lastenauf­
bringung bzw. Lastenteilung droht der Zug vor allem in ei­
ne Richtung zu fahren. Die Richtung heißt Überwälzung 
der Belastungen auf die Beschäftigten. Dabei besteht ins­
besondere die Gefahr der noch stärkeren Ausgrenzung 
der weiterbildungsfernen Beschäftigtengruppen.

Im Weiterbildungsbereich existieren mit den Bildungs­
freistellungsgesetzen der Länder, Tarifverträgen und Be­
triebsvereinbarungen auf unterschiedlichen Ebenen Re­
gelungen zu Lernzeiten. Diese Regelungen haben aber 
verschiedene Reichweiten und Lücken. Notwendig ist 
ein stimmiges Konzept, das in Summe mehr Bildungszei­
ten schafft.
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Was soll bundesgesetzlich geregelt werden?

Gesetzliche und tarifliche Ansprüche auf Freistellung 
sind in ein abgestimmtes Lernzeitkonzept zu bringen. 
Dazu gehören mindestens die vier folgenden Punkte: 

Bundeseinheitlicher Anspruch  
auf Bildungsfreistellung

Alle abhängig Beschäftigten erhalten einen Freistel­
lungsanspruch von mindestens fünf Arbeitstagen pro 
Jahr für eine selbst gewählte Weiterbildung bei einem 
staatlich anerkannten Anbieter. Die Ansprüche sind in­
nerhalb eines Fünfjahreszeitraumes kumulierbar. Wäh­
rend der Freistellung sind die Lohn- und Lohnnebenkos­
ten vom Weiterbildungsfonds weiterzuzahlen. Gesetz­
liche und tarifliche Ansprüche auf Freistellung sind in 
ein abgestimmtes System zu bringen. 

Bildungsteilzeit sichern

Der Freistellungsanspruch kann in Form von Bildungs­
teilzeit geltend gemacht werden. Beispielsweise durch 
eine Reduktion der Arbeitszeit um bis zu 50 %, wenn im 
gleichen Umfang Bildungsgänge absolviert werden. Die 
Bildungsteilzeit kann sich beispielsweise über einen Zeit­
raum von bis zu fünf Jahren erstrecken. Der Betrieb zahlt 
nur Lohn- und Lohnnebenkosten für die geleistete Ar­
beit, garantiert aber nach Ablauf der Bildungsteilzeit die 
Weiterbeschäftigung in der ursprünglichen Größenord­
nung. Der Lohnausfall ist zu 50 % vom Weiterbildungs­
fonds zu übernehmen.

Bildungskarenz ermöglichen

Der Freistellungsanspruch kann auch in Form einer Lang­
zeit-Freistellung von der Arbeit zu Bildungszwecken er­
folgen. Die Bildungskarenz kann sich beispielsweise  
über einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren erstrecken. 
Der Betrieb garantiert nach Ablauf der Bildungskarenz 
die Weiterbeschäftigung im selben Umfang wie vor der 
Maßnahme. Der Lohnausfall ist zu 50 % vom Weiterbil­
dungsfonds zu übernehmen.

Lernzeitansprüche für Personen  
mit Betreuungspflichten einführen

Personen mit Betreuungspflichten (z. B. Kinder, zu pfle­
gende Familienangehörige) erhalten einen Freistellungs­
anspruch von fünf Werktagen pro Jahr für eine selbst 
gewählte Weiterbildung bei einem staatlich anerkannten 
Anbieter. Die Ansprüche sind innerhalb eines Fünfjah­
reszeitraumes kumulierbar. Während der Weiterbildung 
sind die Kosten für die Ersatzbetreuung zu übernehmen.

Was ist sonst noch zu bedenken?
Die Bildungsurlaubs- und Freistellungsgesetze der Län­
der können bestehen bleiben, sollten allerdings mit dem 
neuen Bundesgesetz harmonisiert werden. 

Im Zusammenhang mit Lernzeitenregelungen in Be­
triebsvereinbarungen und Tarifverträgen ist zu klären, 
inwieweit Anrechnungen oder Kumulationen mit den 
Freistellungsansprüchen aus dem Bundesgesetz mög­
lich sein sollen. In den Sozialgesetzbüchern ist eine Er­
weiterung vorzunehmen, die Arbeitslosen ebenfalls ei­
nen Anspruch auf Bildungsurlaub einräumt. Danach 
könnten die Betroffenen fünf Tage Bildungsurlaub neh­
men für eine Weiterbildung ihrer Wahl.

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass es nicht ge­
nügt, Lernzeitansprüche festzuschreiben. Gerade für Bil­
dungsbenachteiligte bedarf es zusätzlicher Anstrengun­
gen, um sie von der Sinnhaftigkeit der Nutzung zu über­
zeugen. Damit ist die Bedeutung der Beratung benannt. 
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INFORMATION  
UND BERATUNG
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 LOTSEN  
 DURCH DEN  
 BILDUNGS- 
 DSCHUNGEL
Was hat sich entwickelt, wo stehen wir heute?
Die Digitalisierung verbunden mit der wachsenden An­
forderung lebensbegleitenden Lernens und stärkeren 
Bedeutung von informellen Lernprozessen verlangt 
mehr Selbststeuerung und Eigenverantwortung des ein­
zelnen Lerners. Nicht alle Menschen sind in der Lage 
dies angemessen zu leisten. Deshalb wird es notwendig, 
die Beratungsinfrastruktur auszubauen. Nur so ist ge­
währleistet, dass die Lernenden die nötige Orientierung 
und Systematisierung ihrer Lernanstrengungen vorneh­
men können. 

Zudem bleiben viele Weiterbildungsangebote bzw. 
-regelungen ungenutzt. Die Adressaten nehmen aus viel­
fältigen Gründen nicht teil (Weiterbildungsabstinenz): 
z. B. keine finanziellen Ressourcen, keine Zeit, keine 
nützlichen Angebote, schlechte Erreichbarkeit der Ver­
anstaltungsorte und nicht zuletzt bildungsferne Men­
schen mit Ängsten sich auf Weiterbildung einzulassen. 
So wird manches Angebot als unzumutbar und unnö­
tig verworfen. Klar ist aber auch, dass äußere Einflüsse 
(Werbung, Rollenerwartungen, Druck, Prestige etc.) den 
Blick auf autonomie- und handlungserweiternde Weiter­
bildung verstellen. Vorhandene Weiterbildungsstruktu­
ren bedürfen von daher der Flankierung durch Maßnah­
men, die die Adressaten bei ihrer Entscheidungsfindung 
mit all ihren Präferenzen, Beschränkungen und Interes­
sen einbeziehen. Zentrales Element einer solchen Stra­
tegie der Subjektorientierung ist Beratung.

Weiterbildung ist ein Konsensthema. Dieser Umstand 
schlägt sich auch in der politischen Programmatik zum 
Beratungsthema nieder. Auf allen Ebenen politischen 
Handelns wird Weiterbildungsberatung als zentrales 
Element der Strategie zum lebensbegleitenden Lernen 
(LLL-Strategie) ausgezeichnet und gefordert.

Auf der europäischen Ebene ist das Thema exponiert 
und zentral immer wieder platziert worden. Die Vorgabe, 
die im Memorandum LLL (2000) steht, ist nach wie vor 
wegweisend. Als Ziel ist ausgegeben: »Die Mitgliedsstaa­
ten müssen sicherstellen, dass jeder ihrer Bürger leicht, 
auf qualitativ hochwertige Informationen und Tipps zum 
Thema Lernmöglichkeiten in ganz Europa und im Laufe 
ihres Lebens zugreifen können.« In diese Richtung argu­
mentieren praktisch alle einschlägigen EU-Papiere bis 
heute.

Die nationale Ebene folgt dieser Richtungssetzung. In 
der »Strategie für Lebenslanges Lernen in der Bundes­
republik Deutschland« (2004) zum Beispiel werden acht 
Entwicklungsschwerpunkte genannt. Einer davon ist 
Lernberatung. Noch deutlicher wird der vom Bundesmi­
nisterium für Bildung und Forschung eingesetzte Innova­
tionskreis Weiterbildung (2008) mit seinen Empfehlun­
gen. Als vierter von zehn zentralen Aspekten wird formu­
liert: »Transparenz und Qualität sicherstellen; Bildungs­
beratung ausbauen«. 
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Trotz eines unumstrittenen Bedarfes und eines weitge­
henden politischen Einvernehmens stellt sich die Realität 
der Weiterbildungsberatung in Deutschland nicht als fer­
tiges Haus dar, sondern als Baustelle. Dies unterscheidet 
sie auch wesentlich von anderen Beratungsbereichen wie 
zum Beispiel die von der Bundesagentur für Arbeit betrie­
bene Berufsberatung oder die in Schulen verortete Schul­
wahl- und Schullaufbahnberatung, die immerhin gesetz­
lich verankert sind. 

Die Versorgung mit Angeboten der Weiterbildungsbe­
ratung ist insgesamt unzureichend und regional sehr un­
terschiedlich. Weiterbildungsberatung ist nicht systema­
tisch mit der Weiterbildung und dem übrigen Bildungs­
system verzahnt, sondern ein fakultatives und sporadi­
sches Angebot, oftmals bildungsanbieterbezogen. Sie 
ist zudem meist projektbezogen organisiert und von da­
her finanziell fragil aufgestellt. Sie ist in keinem Weiter­
bildungsgesetz der Länder Pflichtaufgabe. Die Ausbil­
dung des Beratungspersonals ist nicht reglementiert. Es 
existieren allerdings einige Ansätze zur Beraterqualifizie­
rung sowohl an Hochschulen als auch in der Fortbildung. 
Das Tätigkeitsspektrum und das Berufsbild des Weiter­
bildungsberaters sind noch weitgehend ungeklärt. Die 
Inanspruchnahme der bestehenden Beratungsstellen ge­
schieht sozial selektiv.

Im Kontrast zu diesem desolaten Gesamtbild gibt es 
auch ein paar vielversprechende Ansätze: modellhafte 
und innovative Beratungskonzepte bei den BMBF-Pro­
jekten »Lernende Region« und »Lernen vor Ort«, neue Be­
ratungsstellen im Zusammenhang mit der Umsetzung 
von Bildungsprämie, Bildungsscheck und ähnlichen Fi­
nanzierungsinstrumenten sowie der Aufbau von Infor­
mationsportalen. 

Die Ausgangsbedingungen mit Blick auf die Weiterbil­
dungsberatung lauten also: hoher Bedarf, große Nach­
frage, politischer Konsens über die Wichtigkeit und viele 
gute Modelle, verbunden mit einem eklatanten Umset­
zungsdefizit. Um hier einen Durchbruch zum Besseren 
zu erzielen, kann eine entsprechende Bundesregelung 
als Initialzündung und Basisstruktur helfen.

Was soll bundesgesetzlich geregelt werden?

Flächendeckendes Netz von  
Weiterbildungsberatungsstellen schaffen

Bundesweit ist ein Netz von Weiterbildungsberatungs­
stellen aufzubauen. Flächendeckend bedeutet, dass in 
jedem Kreis und in jeder kreisfreien Stadt mindestens 
eine Weiterbildungsberatungsstelle verfügbar ist. Diese 
regionalen Beratungsstellen sind trägerunabhängig und 
neutral. Sie sind sächlich und personell so ausgestattet, 
dass sie die Beratungsnachfrage im Einzugsgebiet be­
wältigen können. Die regionale Weiterbildungsberatung 
ist mit anderen Beratungseinrichtungen in der Region 
vernetzt. Ausgangspunkt bei den Beratungsprozessen 
sind die Interessen der Ratsuchenden. Die Finanzierung 
dieser Grundstruktur erfolgt aus Steuermitteln durch 
den Bund und die Länder.

Bundesweite telefonische und internet- 
basierte Weiterbildungsberatung einrichten

Bisher in Deutschland eher unterentwickelt ist die tele­
fon- bzw. internetgestützte Beratung, die z. B. in Großbri­
tannien einen hohen Stellenwert hat. In diesem Feld ist 
das Info-Telefon zur Weiterbildung des Bundesbildungs­
ministerium (BMBF) ein erster begrüßenswerter Schritt. 
Damit ist besonders Ratsuchenden gedient, die in ihrer 
Mobilität eingeschränkt sind oder in abgelegenen Regio­
nen leben. Dieses Angebot ist durch den Bund auszubau­
en und zu verstetigen.
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Betriebliche Weiterbildungs- 
beauftragte installieren

Um besonders auch bildungsferne Beschäftigte bes­
ser ansprechen zu können, sind betriebliche Weiterbil­
dungsbeauftragte zu installieren. Diese sollen beim Be­
triebs- bzw. Personalrat angesiedelt sein und aktiv für 
die Teilnahme an Weiterbildung werben (aufsuchende 
Beratungsarbeit). Die Regelungen im Detail könnten sich 
am britischen Modell des »Union Learning Representati­
ve« orientieren. Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des 
Weiterbildungsfonds.

Im Betriebsverfassungsgesetz gibt es schon erheb­
liche weiterbildungsrelevante Mitbestimmungsrechte. 
Sie sind aber zu erweitern um ein Initiativrecht des Be­
triebsrates für die Weiterbildung. Darüber hinaus ist ein 
System dauerhafter Beratungs- und Unterstützungs­
strukturen für die Betriebsräte zu schaffen.

Sinnvoll ist die nachhaltige öffentliche Unterstützung 
der Tarifvertragsparteien bei der Umsetzung von Quali­
fizierungstarifverträgen im Betrieb mit einem Programm 
analog dem ESF/BMAS-Programm »weiter bilden«. Es 
fördert seit 2009 die Verbesserung der Rahmenbedin­
gungen betrieblicher Weiterbildung wie Ermittlung von 
betrieblichem Qualifizierungsbedarf, systematische In­
tegration von Weiterbildung, Personalentwicklung und 
Innovation, Branchendialoge, Kooperation und Transfer.

Anforderungen an das  
Beratungspersonal festlegen

Fortzusetzen und zu intensivieren sind die Anstrengun­
gen zur Qualifizierung der Berater. Festzulegen sind ent­
sprechend Beratungsstandards und Qualifikationsanfor­
derungen an das Beratungspersonal. Dabei ist auf die 
einschlägigen Vorarbeiten des Nationalen Forums für 
Beratung in Bildung, Beruf und Beschäftigung zurück­
zugreifen. Die Qualifikationen sind sowohl durch ent­
sprechende Studienangebote sowie über zu definieren­
de Fortbildungsangebote zu erwerben. Die Einzelheiten 
sind im nationalen Weiterbildungsrat abzustimmen.

Beratungsqualität  
sichern und entwickeln

In Analogie zur Weiterbildungsqualität ist auch die Qua­
lität der Weiterbildungsberatung zu sichern und zu ent­
wickeln. Das bedeutet vor allem, dass die Beratungsstel­
len nach einem der gelisteten Verfahren anerkannt sein 
müssen. Die Weiterbildungsberatung wird auch im Quali­
tätsbericht berücksichtigt. Die Beschwerdestelle für Wei­
terbildung ist auch für die Ratsuchenden zuständig.

Was ist sonst noch zu bedenken?
Die Bundesagentur für Arbeit führt derzeit Pilotvorha­
ben zur regionalen Weiterbildungsberatung mit qualifi­
ziertem Beratungspersonal durch. Die Erfahrungen sind 
auszuwerten und zu berücksichtigen. Der Forschungs­
stand zur Wirkung von Beratung sollte ausgeweitet wer­
den. Auch hier könnte ein britisches Vorbild in Form ei­
ner großen Studie aus dem Jahre 2007 (Pollard u. a.) in 
Inhalt und Methodik leitend sein.
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QUALITÄTS- 
SICHERUNG UND  
PERSONAL- 
ENTWICKLUNG

4.
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 QUALITÄT  
 KOMMT NICHT  
 VON ALLEIN  

Was hat sich entwickelt, wo stehen wir heute?
Schon in den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
gab es eine Qualitätsdiskussion der Weiterbildung. Als 
strategischer Hebel zur Verbesserung der Qualität galt 
damals das Lehrpersonal. Professionalisierung, der Kö­
nigsweg zu einer besseren Weiterbildung.

Die in den folgenden Jahren stattgefundende Expansi­
on der Weiterbildung drängte Fragen der Qualität in den 
Hintergrund. Diese Qualitätsvergessenheit erreichte ih­
ren Höhenpunkt in den neunziger Jahren: Der durch die 
Wiedervereinigung ausgelöste Weiterbildungsboom ging 
einher mit erheblichen Qualitätsproblemen. Schlagwor­
te wie »Goldgräberstimmung« und »wilder Bildungsosten« 
charakterisierten das sinnfällig. Die im Besonderen von 
der Bundesanstalt für Arbeit daraufhin eingeleiteten Prüf- 
und Kontrollaktivitäten bildeten den Einstieg in die neue­
re Qualitätsdiskussion.

Sie ist geprägt durch ein in der Wirtschaft entwickel­
tes Konzept: der Normenfamilie ISO 9000 ff. Im Mittel­
punkt stehen dabei die Anbieter von Leistungen, hier al­
so die Weiterbildungseinrichtungen. Sie müssen durch 
das Vorhalten eines Qualitätsmanagementsystems vor­
beugend und prozessbegleitend eine qualitätsgerech­
te Leistungserstellung sicherstellen. Das Funktionieren 
dieses Qualitätsmanagementsystems (QM) wird durch 
autorisierte externe Stellen, die sogenannten Zertifizie­
rer, periodisch (etwa alle drei oder vier Jahre) überprüft 
und testiert.

Dieser Grundlogik folgen alle auf dem Markt befindlichen 
QM-Verfahren. Auch die Bundesagentur für Arbeit hat 
2003 mit dem »Ersten Gesetz für moderne Dienstleis­
tungen am Arbeitsmarkt« ihre Qualitätspolitik entspre­
chend umgestellt. Als förderfähige Maßnahmenträger 
sind danach nur Einrichtungen zugelassen, die u. a. über 
ein funktionierendes QM-System verfügen. Die Träger­
zertifizierung erfolgt dabei nicht durch die Arbeitsagen­
turen, sondern durch externe fachkundige Stellen. Nähe­
res ist in einer Verordnung geregelt (seit 2012 in der Ak­
kreditierungs- und Zulassungsverordnung Arbeitsförde­
rung AZAV).

Neben dem SGB II/III ist auf Bundesebene noch das 
Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG) schon seit 1976 
ein Eckstein der Qualitätspolitik. Die Länder haben in ih­
rem Zuständigkeitsbereich, in den Weiterbildungs- und 
Bildungsurlaubsgesetzen, ebenfalls Qualitätsregelungen 
eingebaut. 

Die auf die Einrichtung gerichteten QM-Verfahren sind 
ergänzt durch Weiterbildungstests. Vor allem die Stiftung 
Warentest spielt dabei eine zentrale Rolle: Sie überprüft 
stichprobenartig und verdeckt Weiterbildungsveran­
staltungen und andere Bildungsdienstleistungen. Die 
Testberichte sollen für neuralgische Punkte der Veran­
staltungsdurchführung sensibilisieren, als »Checkliste« 
dienen und aufzeigen, welche rechtlichen Möglichkeiten 
im Falle von Qualitätsmängeln zur Verfügung stehen. 
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Auch die Einrichtungen profitieren von diesem präventi­
ven Ansatz. Die bei den Tests angelegten Kriterien und 
Standards können nämlich Anregungen und Impulse set­
zen. Des Weiteren führen auch private Medien und Orga­
nisationen derartige Tests durch oder bringen Checklis­
ten und Verbraucherhinweise in Umlauf.

Insgesamt findet sich heute auf den unterschiedli­
chen Handlungsebenen eine Vielfalt von Qualitätsmo­
dellen mit unterschiedlicher Reichweite und unterschied­
lichen Standards. Dies erschwert für individuelle und in­
stitutionelle Weiterbildungsnachfrager die Orientierung 
und ist ggf. auch für die Einrichtungen mit zusätzlichem 
Aufwand verbunden. Notwendig ist daher, in Bundesrege­
lungen verlässliche Mindeststandards zu etablieren, die 
Transparenz und Verbraucherschutz gewährleisten.

Was soll bundesgesetzlich geregelt werden?

Öffentliche Förderung nur für Einrichtungen  
mit Qualitätsstandards und -verfahren vorsehen

Der nationale Weiterbildungsrat legt Qualitätsstandards 
und Qualitätssicherungsverfahren fest. Nur Einrichtun­
gen, die auf Grundlage dieses Standards arbeiten, unter­
liegen mit ihren Weiterbildungsangeboten der öffentli­
chen Förderung.

Weiterbildungseinrichtungen müssen darüber hinaus 
bestimmte Grundvoraussetzungen erfüllen, bevor sie in 
den Genuss öffentlicher Förderung oder Auftragsertei­
lung kommen können. Zu diesen gehören: Befolgung 
ethischer und demokratischer Prinzipien (also z. B. kein 
prinzipieller Ausschluss bestimmter Teilnehmergrup­
pen), keine Vermittlung fragwürdiger Inhalte (z. B. Eso­
terik, manipulative Techniken), keine Erweckung von 
überzogenen Wirkungserwartungen (z. B. therapeutische 
Versprechungen, reißerische Werbung), kein reines oder 
überwiegendes Aus- und Einüben von Praktiken (z. B. im 
Sport oder beim Musizieren), kein hybrides Selbstver­
ständnis der Lehrenden (z. B. Guru, Master). In Zweifels­
fällen entscheidet der nationale Weiterbildungsrat.

Mindeststandards für die Lehre  
in der Weiterbildung festlegen

Zur Qualitätssicherung gehört auch Unterricht/Lehre/
Unterweisung in der Weiterbildung. Hier muss ein Min­
destmaß an erwachsenenpädagogischen Kompetenzen 
nachgewiesen werden, so wie das analog in allen ande­
ren Bildungsbereichen üblich ist. Dieser Nachweis gilt als 
erfüllt bei allen Angehörigen pädagogischer Berufe (z. B. 
Lehrkräfte an Schulen, Diplom-Pädagogen, Hochschul­
lehrer, Berufspädagogen etc.). 

Alle Übrigen können den Nachweis über eine entspre­
chende Fortbildung bei dafür autorisierten Einrichtun­
gen erwerben. 

Die Definition des Mindeststandards wird vom Bun­
desinstitut für Berufsbildung (BIBB) und vom Deutschen 
Institut für Erwachsenenbildung (DIE) erarbeitet und 
vom nationalen Weiterbildungsrat verabschiedet, der 
auch die Einrichtungen für die Fortbildung akkreditiert. 
Es ist möglich, die Dauer der Fortbildung nach einer ent­
sprechenden Standortbestimmung unter Einbeziehung 
von einschlägigen Vorqualifikationen und Praxiserfah­
rungen zu verkürzen. 

Teilnehmerschutz stärken

Über die genannten anbieterseitigen Anstrengungen hin- 
aus sind auch die einschlägigen Aktivitäten der Stiftung 
Warentest bundesgesetzlich festzuschreiben und auszu­
weiten. Zugleich sind die dabei gewonnenen Erkenntnis­
se in Checklisten und Handreichungen für Teilnehmende 
und Weiterbildungsinteressierte zu berücksichtigen. 

Bei jedem Vertragsabschluss zwischen Weiterbil­
dungseinrichtung und Teilnehmer ist anbieterseitig ne­
ben den Allgemeinen Geschäftsbedingungen auch ei­
ne Checkliste zugänglich zu machen. Auf Bundesebene 
wird zudem eine Beschwerdestelle (Ombudsleute) ein­
gerichtet, an die sich Teilnehmende im Bedarfsfall wen­
den können.



31Weiterbildung reformieren: Sechs Vorschläge die wirklich helfen

Qualitätsbericht  
regelmäßig erstellen

Alle vier Jahre wird auf der Basis der Erfahrungen in den 
unterschiedlichen Weiterbildungsbereichen ein Quali­
tätsbericht erstellt, der die erreichte Qualitätsentwick­
lung dokumentiert, auf Probleme hinweist, Handlungs­
bedarf aufzeigt und internationale Entwicklungen ein­
bezieht. 

Er wird vom nationalen Weiterbildungsrat in Auftrag 
gegeben und von BIBB und DIE erstellt. Der Bericht wird 
allen Interessierten zugänglich gemacht.

Was ist sonst noch zu bedenken?
»In den letzten Jahren ist eine neue, sich fieberhaft aus­
breitende Krankheit ausgebrochen: Jedes und alles wird 
unablässig evaluiert.« Mit diesem Satz beginnt der re­
nommierte Schweizer Ökonom Bruno S. Frey seinen Auf­
satz »Evaluitis – eine neue Krankheit«, in dem er deutlich 
macht, dass nicht jede Evaluation per se sinnvoll ist, son­
dern dass es immer einer strengen Abwägung zwischen 
Nutzen und Kosten solcher Anstrengungen bedarf. 

Es gibt verschiedene Anhaltspunkte dafür, dass 
Evaluationen zu lästigen Routineübungen werden, ja, 
dass sich die intendierten Effekte in ihr Gegenteil ver­
kehren. Um zu verhindern, dass sich ggf. vorhandene 
negative Effekte verstärken und dass Ressourcen ver­
schwendet werden, steht eine paradoxe Aufforderung im 
Raum: Evaluiert die Evaluationen, stellt die QM-Systeme 
auf den Prüfstand. 

Es gilt, die positiven Effekte zu erhalten und die ne­
gativen abzubauen. Es geht darum, das Kerngeschäft 
zu stärken, nämlich das der Bildungseinrichtungen und 
nicht das der Berater und Zertifizierer. Deshalb sollte 
vom nationalen Weiterbildungsrat ein entsprechender 
Evaluationsauftrag vergeben werden.
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ABSCHLÜSSE UND  
ZERTIFIKATE

5.
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 QUALIFIKATIONEN  
 UND ABSCHLÜSSE  
 TRANSPARENT  
 MACHEN
Was hat sich entwickelt, wo stehen wir heute?
Aufgrund eines noch unterschiedlichen Begriffsver­
ständnisses von informellem Lernen wird auf die folgen­
de Definition abgestellt, die Lernprozesse unterscheiden:

ǾǾ �Formales Lernen findet üblicherweise in Bildungs­
einrichtungen (Schulen, Universitäten etc.) statt und  
ist in Bildungsgängen organisiert. Lernziele, Lern-
zeit und Lernförderung sind strukturiert. Die Lern­
leistungen in diesem Regelsystem sind zu prüfen,  
zu bewerten und zu zertifizieren.

ǾǾ �Non-formales Lernen findet außerhalb des Regel­
systems statt und ist aus der Sicht des Lernenden wie  
das formale Lernen zielgerichtet. Es ist systematisch 
auf Lernziele, Lerndauer und Lernmittel angelegt und  
wird zu einem Teil auch zertifiziert.

ǾǾ �Informelles Lernen ist zielgerichtetes Lernen mit  
oder ohne fremde Anleitung im Prozess der Arbeit, 
im sozialen Umfeld und in der Familientätigkeit.  
Es findet außerhalb professioneller pädagogischer 
Kontexte statt und wird nicht zertifiziert.

Der Nachweis für gelungene Weiterbildung und ihre 
Anrechnung auf weiterführende Bildungsgänge ist in 
Deutschland nur in engem Rahmen möglich. Eine Aner­
kennung und Bewertung informellen Lernens ist hilfreich 
bei der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt, etwa 
nach längeren Familienzeiten. Im Personal- und Wissens­
management der Wirtschaft haben z. B. soziale und kom­
munikative Kompetenzen aus dem sozialen Umfeld oder 
durch Berufserfahrung erworben schon länger Formen 
der Bewertung und Anerkennung gefunden: beispiels­
weise beim Bewährungsaufstieg im öffentlichen Dienst, 
bei der Entgelteingruppierung in Tarifverträgen, bei Ex­
ternenprüfungen und den Zulassungsbestimmungen zu 
Fortbildungsprüfungen.

Allen Anerkennungen ist allerdings gemeinsam, dass 
sie keinem einheitlichen Standard der Dokumentation 
von Lernleistungen folgen. Eine systematisierte Erfas­
sung von allen, in unterschiedlichen Lernkontexten, er­
worbenen Kompetenzen, hilft Lern- und Lebenswege zu 
beschreiben. 
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Aussagekräftige und den Wert der erworbenen Kompe­
tenzen ausdrückende Portfolioverfahren (Erfahrung/Zer­
tifikate/Zeugnisse/Bescheinigungen) sind hilfreich und 
deshalb weiterzuentwickeln. Sie verbessern die Durch­
lässigkeit von unterschiedlichen Bildungs- und Beschäf­
tigungsformen. Dafür notwendig ist eine standardisier­
te und kompetenzbasierte Dokumentation und Anerken­
nung von unterschiedlichen Lernwegen. Das hilft, den 
Nachweis von Lernzeiten und Lernergebnissen zu er­
leichtern. 

Darüber hinaus gibt es Regelungsbedarf beim forma­
len Lernen: Der Bereich der Aufstiegsfortbildung sollte 
als höhere Berufsbildung noch besser platziert werden. 
Insbesondere braucht es eine Weiterentwicklung von 
Qualitätsstandards für die Lernprozessgestaltung in 
Form von gemeinsam durch die Sozialpartner entwickel­
ten Fortbildungsrahmenplänen. Bisher werden lediglich 
Prüfungsanforderungen in den Verordnungen festgelegt.

Wildwuchs besteht auch bei der Anpassungsweiter­
bildung. Bildungsträger und Betriebe bieten hier eine 
Fülle von Maßnahmen an, deren Qualität und Relevanz 
vom Teilnehmer nur sehr schwer einzuschätzen sind. 
Hier gilt es mehr Transparenz und Güte zu schaffen. 

Was soll bundesgesetzlich geregelt werden?

Anerkennung von Kompetenzen erleichtern

Bereits bestehende Erkennungs-, Bewertungs- und Aner- 
kennungsverfahren sind zu überprüfen und evtl. weiter- 
zuentwickeln. Notwendig sind insbesondere Validie­
rungsverfahren, die informelles Lernen dokumentieren, 
bewerten und anerkennen. 

Für Übergänge, also z. B. beim Zugang zur allgemeinen 
und beruflichen Bildung, zur Abschlussprüfung in aner­
kannten Ausbildungsberufen, zu den Berufen der Auf­
stiegsfortbildung, Umschulungen und zum Studium, sind 
Verfahren notwendig, die neben non-formalen (d. h. nicht 
in anerkannten Bildungseinrichtungen, beispielswei­
se in privaten Kursen oder im Betrieb erworbene Zeug­
nisse) und formal erworbenen Qualifikationen, auch in­
formell erworbene, aber nicht zertifizierte Kompetenzen 
aus Berufserfahrung, Familientätigkeit (z. B. Kindererzie­
hung oder Elternpflege) und bürgerschaftlichem Engage­
ment im Ehrenamt erfassen und anerkennen. Diese Auf­
gabe sollen weiterhin die aufnehmenden Bildungseinrich­
tungen oder zuständigen Stellen durchführen. Allerdings 
sind die Grundsätze für diese Verfahren transparent zu 
machen, von bürokratischen Hürden zu befreien.

Validierung und Zertifizierung  
gebührenfrei stellen

Einrichtungen zur Beratung, Erfassung, Validierung und 
Zertifizierung der in betrieblichen und außerbetriebli­
chen Kontexten erworbenen Kompetenzen sind in Ver­
antwortung von Staat und Sozialpartnern zu schaffen 
bzw. zu autorisieren. Die Validierung und Zertifizierung 
ist gebührenfrei.

Fortbildungsordnungen und Rahmenpläne  
beteiligungsorientiert erstellen

Bundeseinheitliche Regelungen für die Aufstiegsfortbil­
dung (§ 53 BBiG) sind auch zukünftig von den Sozial­
partnern und deren Sachverständigen unter Koordina­
tion und wissenschaftlicher Begleitung des BIBB zu er­
arbeiten. Zu erarbeiten ist die Verordnung und der Fort­
bildungsrahmenplan. Für Fortbildungsregelungen der 
zuständigen Stelle (§ 54 BBiG) müssen ebenso Fortbil­
dungsrahmenpläne mit verabschiedet werden.
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Arbeitsmarktrelevante Zertifikate zulassen

Bildungsangebote, die arbeitsmarktrelevante Zertifika­
te mit einem allgemeinen Gültigkeitsanspruch (im Ge­
gensatz zur Teilnahmebescheinigung) vergeben, bedür­
fen der Zulassung (Akkreditierung). Diese wird vom na­
tionalen Weiterbildungsrat erteilt. Das Gleiche gilt für 
wesentliche Änderungen zugelassener Lehrgänge. Au­
ßerdem sind sie in ein nationales Register aufzunehmen. 
Das Register ist öffentlich zugänglich. Die hier geforder­
te Regelung ist analog zum Fernunterrichtsschutzgesetz  
(§ 12 FernUSG) zu gestalten. Die notwendige fachliche 
Unterstützung zur Umsetzung der Regelung erbringen 
BIBB und DIE.

Was ist sonst noch zu bedenken?
Zur Einführung einer standardisierten Kompetenzerfas­
sung, -bewertung und -anerkennung in öffentlicher Ver­
antwortung müssen die Verfahren so angelegt sein, dass 
sie nutzerorientiert sind. 

Zugleich müssen sie folgenden europäischen  
Validierungsgrundsätzen entsprechen:

ǾǾ �Vertrauen und Verlässlichkeit durch Verfahrens­
standardisierung

ǾǾ �Sicherung der Datenschutzrechte des Einzelnen
ǾǾ �Herstellung von Glaubwürdigkeit und Legitimität 
durch gleichberechtigte Einbeziehung der Sozial­
partner

ǾǾ �Verlässlichkeit durch Qualifizierung und Zertifizie­
rung des Beratungs- und Bewertungspersonals

ǾǾ �Erleichterung des Zuganges durch kostenlose Infor- 
mation, Beratung und andere Formen der Unter­
stützung

ǾǾ �Aufklärung durch Transparenz über Ziele und 
Zwecke einer Validierung

ǾǾ �Gleichwertigkeit aller Lernformen für Bewertungs-, 
Anerkennungs- und Zertifizierungsverfahren

ǾǾ �Unabhängigkeit der institutionalisierten Prüfungs­
zulassung von Lernwegen, Lernorten und Lernzeiten

ǾǾ �Garantie der Unparteilichkeit der Bewertung
ǾǾ �Unterstützung durch den Einsatz wissenschaft- 
licher Diagnose- und Evaluationsverfahren

ǾǾ �Berücksichtigung der Ganzheitlichkeit und Kompe­
tenzbasierung von Lernwegen in Abschlüssen

Zur Aufwertung des informellen Lernens und zur Schaf­
fung objektiverer Bewertungsmaßstäbe sind eine ver­
stärkte Forschung und Modellversuche hilfreich.

Es geht darum Standards zu entwickeln für: 

ǾǾ �Validierungsverfahren zur besseren Verkoppelung  
von formalem, non-formalem und informellem  
Lernen,

ǾǾ �Weiterbildungsberatung und -begleitung in  
öffentlicher Verantwortung sowie

ǾǾ �Transparenz und Durchlässigkeit der unterschied- 
lichen Bildungs- und Beschäftigungsbereiche durch 
kompetenzbasierte Dokumentationssysteme.

Für Bundesregelungen sind die Konsequenzen und die 
Bedeutung der verschiedenen Lernformen bislang nur 
begrenzt einschätzbar. Hier sind weitere Diskussionen 
notwendig, um abzuschätzen ob Regelungen notwen­
dig sind.

Mithilfe des Europasses und nationaler Dokumenta­
tionssysteme wie dem ProfilPASS, Kompetenz-Reflektor, 
Job-Navigator etc. können z. B. Kompetenzen umfassend 
in einem Portfolio-Ansatz dokumentiert werden.
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VERANTWORTUNG  
KLÄREN, VERNETZEN UND  
REGIONALISIEREN

6.
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 KOOPERATION  
 UND KOORDI- 
 NATION EINEN  
 RAHMEN GEBEN
Was hat sich entwickelt, wo stehen wir heute?
Es gibt rund 25.000 Weiterbildungsanbieter und Hun­
derttausende Kurse. Die Vielfalt der Anbieter und ihrer 
Angebote wirkt wegen ihrer Unübersichtlichkeit oft wei­
terbildungsverhindernd. Eine Regionalisierung der Be­
darfsfeststellung und Planung mit allen Beteiligten so­
wie eine Vernetzung und Kooperation kann zu einem be­
darfsgerechten, transparenten Angebot führen. Es gibt 
auf verschiedenen staatlichen Ebenen Regulierungen 
unterschiedlicher Reichweite für die Weiterbildung. Die­
se gilt es zu bündeln und in einem mitbestimmten, parti­
zipativen System miteinander zu verbinden.

Da wir nicht den Staat alleine mit der Steuerungs­
funktion der Weiterbildung betrauen wollen, ist es not­
wendig, im Raum der kommunalen Selbstverwaltung 
Formen öffentlicher Diskussion, Entscheidungsfindung 
und Planung zu organisieren und zu institutionalisieren. 
Wir halten dafür die regionale Ebene für besonders ge­
eignet, weil hier alle Akteure unmittelbar betroffen sind. 
Dies hat sich zum Beispiel bei den BMBF-Projekten »Ler­
nende Region« und »Lernen vor Ort« gezeigt. Ziel ist es 
einerseits, den Diskurs unterschiedlicher Interessen zu 
organisieren, und andererseits gemeinsame Prioritäten 
zu finden. Netzwerke erscheinen hier als das geeigne­
te Instrument. 

Über einzelne Kooperationsaktivitäten hinaus sind regio­
nale Netzwerke kontinuierliche Kopplungen der beteilig­
ten Akteure. Sie setzen auf kommunikative Beziehungen, 
gemeinsame Ziele und Aktivitäten.

An Beispielen lernender Regionen zeigt sich, wie 
staatliche und private Handlungsformen sich ineinander­
schieben oder eine Sphäre öffentlichen Handelns entste­
hen kann. Beteiligt sind staatliche Instanzen, kommuna­
le Selbstverwaltung, öffentlich-rechtliche Körperschaf­
ten, Verbände und Organisationen sowie private Akteure. 
Für die Weiterbildung sind solche regionalen Netzwerke 
zu verstetigen und institutionell zu festigen.

Es kann aber nicht darum gehen, alle Verantwortung 
auf die kommunale Ebene abzuwälzen. Notwendig ist 
außerdem eine Instanz auf Bundesebene, die koordinie­
rend und ausgleichend wirkt. Wenn nicht neue Bürokra­
tien entstehen sollen, sind bestehende Dienstleistungs-, 
Beratungs- und Entscheidungsstrukturen zu nutzen. Da­
bei ist es unabdingbar und politisch sinnvoll, die Bundes­
agentur für Arbeit einzubeziehen.
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Was soll bundesgesetzlich geregelt werden?

Regionale Weiterbildungsräte einrichten

Auf regionaler Ebene ist ein Netzwerk der Akteure zu 
schaffen, das durch einen Weiterbildungsrat repräsentiert 
wird. Dieser ist institutionell bei den Kommunen (kreis­
freie Städte und Landkreise) anzusiedeln. Kommunen 
können gemeinsam einen Weiterbildungsrat einrichten.

Der regionale Weiterbildungsrat wird nicht Bestand­
teil der Aufbauorganisationen der Kommunen, sondern 
direkt den Spitzen der kommunalen Verwaltung zuge­
ordnet. Die Finanzierung der Arbeit des regionalen Wei­
terbildungsrates wird vom Bund in Form einer Sockelfi­
nanzierung für die Pflichtaufgaben sichergestellt. Dar­
über hinausgehende Aufgaben werden vom Land oder 
den Kommunen getragen.

Der regionale Weiterbildungsrat hat folgende Aufgaben:

ǾǾ �Planung und Durchführung einer mindestens  
einmal jährlich stattfindenden regionalen Weiter­
bildungskonferenz

ǾǾ �Abgabe von Handlungsempfehlungen für die regio- 
nale Weiterbildungsplanung und -durchführung

ǾǾ �Vorlage eines regionalen Weiterbildungsberichtes  
(alle drei Jahre)

Dem regionalen Weiterbildungsrat gehören an:

ǾǾ �Vertreter der Kommunen (Vorsitz)
ǾǾ �Regionale Arbeitgeberorganisationen oder  
deren Bildungseinrichtungen

ǾǾ �Gewerkschaften, die die Bildungsteilnehmer  
und die Beschäftigten vertreten

ǾǾ �Institutionen der Weiterbildung wie Volkshoch- 
schulen, Berufsschulen/Kompetenzzentren  
als regionale gesellschaftliche Instanzen sowie  
Hochschulen

ǾǾ �Vertreter der freien Träger
ǾǾ �die regionalen Agenturen für Arbeit
ǾǾ �darüber hinaus können beratend und im Ein- 
vernehmen weitere relevante Akteure ein- 
bezogen werden (z. B. Wissenschaft, regional  
dominierende Großbetriebe)

Dem regionalen Weiterbildungsrat wird eine Arbeitsstel­
le bei der Spitze der Verwaltung zugeordnet, die für eine 
arbeitstechnische Absicherung sorgt.

Beim regionalen Weiterbildungsrat wird ferner ein 
Ombudsmann eingesetzt, der als Ansprechpartner für 
die Weiterbildungsteilnehmer dient. Die regionale Poli­
tik der Weiterbildungsräte wird von den Ländern unter­
stützt, indem sie: 

ǾǾ �Landesgesetze zur Förderung der Weiterbildung  
erlassen, die die regionale Weiterbildungspolitik  
flankieren,

ǾǾ �die Landesausschüsse für Berufsbildung bzw. 
Weiterbildung systematisch als Gremien für die Aus- 
und Weiterbildung anlegen und dort vorhandene  
Beratungs- und Unterstützungskompetenz nutzen,

ǾǾ �Städten und Landkreisen die Verwaltungskosten  
für die Weiterbildungsräte erstatten.

Einen nationalen Weiterbildungsrat schaffen

Um die Arbeit nicht nur auf regionaler Ebene zu verbes­
sern, ist auch auf der nationalen Ebene ein Weiterbil­
dungsrat einzurichten. Der nationale Weiterbildungsrat 
hat u. a. folgende Aufgaben:

ǾǾ �Abgabe von Empfehlungen für die Weiterbildung
ǾǾ �Vorlage eines jährlichen nationalen Weiterbildungs­
berichtes auf der Grundlage einer entwickelten  
Weiterbildungsstatistik

ǾǾ �Vorlage eines nationalen Qualitätsberichtes  
(alle vier Jahre)

ǾǾ �Beratung der Bundes- und Landesregierungen  
in Fragen der Weiterbildung

ǾǾ �Festlegen von Standards für Qualitätskriterien  
und Führen eines Registers der anerkannten  
Verfahren

ǾǾ �Zulassung von zertifikatsorientierten Anpassungs­
fortbildungen

ǾǾ �Erstellung eines Registers für zertifikats- 
orientierte Anpassungsfortbildungen

ǾǾ �Entscheidung über förderungsunwürdige  
Weiterbildungsmaßnahmen

ǾǾ �Festlegung von Mindeststandards für das  
Lehrpersonal in der Weiterbildung

ǾǾ �Anerkennung von Bildungsanbietern in der 
Weiterbildung für das Lehrpersonal

ǾǾ �Einrichtung einer nationalen Beschwerdestelle 
(Ombudsmann für Weiterbildung)
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Der Weiterbildungsrat setzt sich zusammen aus Vertre­
tern der Organisationen der Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer, den Bundesländern und des Bundes, den Spit­
zenorganisationen der Städte und Landkreise, der Spit­
zenorganisation der Bildungsträger, der Hochschulrek­
torenkonferenz, dem Bundesinstitut für Berufsbildung 
und der Bundesagentur für Arbeit sowie anderen Ver­
tretern der Zivilgesellschaft, insbesondere aus dem so­
zialen und wirtschaftlichen, dem staatsbürgerlichen, dem 
beruflichen und dem kulturellen Bereich.

Für den gesellschaftlichen Dialog im nationalen Wei­
terbildungsrat ist eine Koordinierungsstelle einzurichten. 
Diese Aufgabe kann entweder die Bundesagentur für Ar­
beit oder das Bildungsministerium übernehmen.

Was ist sonst noch zu bedenken?
Für den Bereich der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
ist die Zusammenarbeit zwischen dem Hauptausschuss 
beim Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB-HA) 
und dem nationalen Weiterbildungsrat zu klären. Der  
BIBB-HA empfiehlt dem Verordnungsgeber den Erlass 
von Fortbildungsverordnungen. Auch zu klären wäre, 
welche Rolle ggf. die regionalen Weiterbildungsräte in 
Bezug auf Fortbildungsregelungen der zuständigen Stel­
le haben (§ 54 BBiG).

Wenn die Bundesagentur für Arbeit eine aktive Steue­
rungsaufgabe in der beruflichen Weiterbildung überneh­
men soll, die auch präventiv orientiert ist, dann ist sie 
aus- und umzubauen.

Bisher sind der Bundesagentur für Arbeit weder per 
Gesetz noch durch Vorgaben der Politik Steuerungsauf­
gaben für das gesamte Feld der beruflichen Weiterbil­
dung übertragen. Zwangsläufig gibt es deshalb auf al­
len Handlungsebenen der Bundesagentur, also auf der 
Bundes- und Landesebene und vor Ort in den regionalen 
Agenturen, keine entsprechenden Strukturen oder Akti­
vitäten. Der Neuanfang sollte das Ziel verfolgen, die Wirt­
schafts-, Arbeitsmarkt- und Weiterbildungspolitik besser 
zu koordinieren. 
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 VIER FRAGEN  
 UND ANTWORTEN
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1. Warum brauchen wir effizientere  
Strukturen in der Weiterbildung?

Wer die Weiterbildung voranbringen will, muss eindeu­
tige Kompetenzen und Strukturen in der »vierten Säule 
des Bildungssystems« schaffen. Die bisherige Politik, das 
Thema weitgehend einer öffentlichen Debatte zu entzie­
hen und es fast ausschließlich privatwirtschaftlichen In­
teressen zu überlassen, hat Deutschland zu einem Ent­
wicklungsland in Sachen Weiterbildung gemacht. 

Die Fortsetzung dieser Politik der Nichteinmischung 
und Ignoranz verursacht immer mehr Nachteile.

Deutschland organisiert Weiterbildung zergliedert 
in unterschiedliche Zuständigkeiten: Schulen, Betriebe, 
Bildungseinrichtungen und Hochschulen – alles weit­
gehend unabhängig voneinander. Es fehlt an eindeuti­
ger Festlegung der Verantwortlichkeiten und einer kla­
ren Rollenbeschreibung der Akteure. Dies ist einer der 
Gründe, warum im Weiterbildungsbereich Reformprozes­
se ausgesprochen mühsam sind und nur langsam vor­
ankommen. 

Ganz anders sieht das in der Ausbildung aus. Hier re­
gelt das Berufsbildungsgesetz die wichtigsten Punkte: 
kontinuierliche Reformen der Inhalte, die Beteiligung auf 
allen Ebenen (Region, Land und Bund) und setzt Rah­
menbedingungen für berufliches Lernen. Warum gibt es 
nichts Vergleichbares für die Weiterbildung?

Juristisch spiegelt sich die Desintegration der Wei­
terbildungsbereiche in einer zersplitterten Zuständigkeit 
für verschiedene Rechtsbereiche wider. So verantwor­
tet z. B. der Bund die berufliche Weiterbildung und die 
Länder sind für die allgemeine und politische Weiterbil­
dung zuständig.

Es stellt sich die Frage: Wie kann die Planung, Durchfüh­
rung und Auswertung von Weiterbildung besser als bis­
her von den Lernenden selbst, von den Unternehmen, In­
teressenorganisationen und Verbänden, der kommuna­
len Selbstverwaltung oder staatlichen Instanzen beein­
flusst werden?

Weiterbildung ist wie die berufliche Erstausbildung ei­
ne gemeinsame Aufgabe der Arbeitgeber, der Gewerk­
schaften und der Politik. Deshalb ist eine rechtliche Basis 
zu schaffen, die systembildend wirkt, gemeinsame Aktio­
nen und die regionale Kooperation fördert. 

Nur durch einen verstärkten und gezielteren Einsatz 
öffentlicher Mittel sowie durch eine regionalisierte und 
kooperative Entscheidungsfindung sind bessere Ansätze 
für die Ressourcenaufbringung und -sicherung für Weiter­
bildung in stärkerer öffentlicher Verantwortung zu finden. 
Sie ermöglichen Synergien und sichern Effizienz.

Man muss sich allerdings vor der Illusion hüten, mit 
Bundesregelungen zur Weiterbildung allein sei alles zum 
Besseren zu wenden. 

Dennoch: Ein wichtiger Punkt wäre damit gesetzt – 
es bestünde eine Arena und die Spielregeln der Akteu­
re wären verbindlich festgelegt. Es gäbe so etwas wie 
eine nachholende Systembildung, ein Schritt, der seit 
den 1960er-Jahren immer wieder angemahnt worden 
ist, aber immer wieder versäumt wurde. Neue Entwick­
lungshorizonte und -perspektiven könnten entstehen, 
um so aufbauende, weitere Schritte für eine neue Wei­
terbildungskultur zu ermöglichen. Hierzu gehört auch 
die stärkere Verzahnung der Weiterbildung mit den an­
deren Bildungsbereichen wie Schule, Berufsausbildung 
und Hochschule.
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2. Können Tarifverträge und betriebliche Ver
einbarungen den Ausbau der Weiterbildung nicht 
besser voranbringen als ein Bundesgesetz?

Tarifverträge und Bundesregelungen für die Weiterbil­
dung sind keine sich ausschließenden Wege. Sie ergän­
zen sich. 

Tarifverträge können eine viel stärkere Wirkung ent­
falten, wenn sie in ein gesetzlich verankertes Weiterbil­
dungssystem eingebettet sind. Und Bundesregelungen 
setzen Rahmenbedingungen, die über die Gestaltungs­
möglichkeiten von Tarifverträgen hinausreichen. 

Ein gutes Weiterbildungssystem zu schaffen, ist ei­
ne gemeinsam vom Staat, den Tarifvertragsparteien und 
den Betrieben anzupackende Aufgabe. Für mehr Weiter­
bildung zu sorgen, ist keineswegs nur Sache des einzel­
nen Betriebes, des Staates und schon gar nicht des Ein­
zelnen, sondern eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. 

Das heißt: Wir brauchen Aktivitäten, die nicht im Sinne 
von Verschiebebahnhöfen substituierbar sind, sondern 
sich gegenseitig ergänzen und unterstützen. Wir brau­
chen:

ǾǾ �eine innovative betriebliche Weiterbildungspolitik,  
die dem Bedeutungszuwachs und der Neupositionie­
rung der Kompetenzentwicklung im Unternehmen 
gerecht wird,

ǾǾ �mehr Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen und
ǾǾ �ein Bundesgesetz für die Weiterbildung.

In den Gewerkschaften gibt es einen breiten Konsens dar- 
über, dass die betriebliche Weiterbildung Rahmenbedin­
gungen braucht und mit Tarifverträgen verbindliche An­
sprüche für die Beschäftigten zu schaffen sind. Weil die 
betriebliche Weiterbildung bisher weitgehend ein regu­
lierungsfreier Raum ist, ist es eine Zukunftsaufgabe, das 
Thema zu einem Kernbereich qualitativer Tarifpolitik zu 
machen. Die jüngste CVTS4-Befragung zeigt, dass bis­
lang nur 10 % aller weiterbildungsaktiven Unternehmen 
in Deutschland Tarifverträge oder Betriebsvereinbarun­
gen zu Qualifizierungsfragen haben.

Handlungsbedarf besteht bei den Tarifparteien, aber 
auch bei den Akteuren im Betrieb. Studien zeigen, dass 
die Weiterbildungspraxis und die Teilnahmemöglich­
keiten für die Beschäftigten dort besser sind, wo Be­
triebs- und Personalräte sich engagieren. Sie müssen 
sich zu Promotoren der Personal- und Organisationsent­
wicklung im Betrieb entwickeln. Denn sowohl die Um­
setzung tarifvertraglicher Vorgaben als auch die bes­
sere Nutzung der betriebsverfassungsrechtlichen Mög­
lichkeiten sind auf durchsetzungsfähige Akteure im Be­
trieb angewiesen.

Erforderlich sind aber auch unterstützende Strukturen, 
z. B. durch die Gewerkschaften. Es geht darum, Hemm­
nisse und Widerstände zu überwinden, die Betriebs- und 
Personalräte eher zu reaktiven statt aktiven Interventi­
onen im betrieblichen Weiterbildungsgeschehen zu ver­
anlassen.

Aktivitäten auf der tariflichen und betrieblichen Ebene 
ersetzen nicht eine aktive öffentliche Weiterbildungspo­
litik, wie wir sie aus anderen europäischen Ländern ken­
nen. Durch Bundesregelungen soll der Staat Spielregeln 
formulieren und Impulse setzen für einen langfristigen 
und nachhaltigen Ausbau der Weiterbildung. 

Dabei können die Erfahrungen eines gesellschaftlich 
geregelten und gesteuerten Systems von Weiterbildung 
wie z. B. in Frankreich zeigen, wie Regelungen von Weiter- 
bildung auch in marktwirtschaftlichen Gesellschaften 
sinnvoll und zweckmäßig sind. In Frankreich klappt das 
Zusammenspiel von Tarifparteien und Staat. Abwech­
selnd haben die Sozialpartner mit Tarifverträgen oder 
der Staat mit Gesetzen bzw. Gesetzesnovellen die Ini­
tiative ergriffen. Frankreich zeigt auch, wie das Zusam­
menspiel von tariflichen Regelungen und gesetzlichen 
Bestimmungen wirksam funktioniert.



43Weiterbildung reformieren: Sechs Vorschläge die wirklich helfen



44

3. In welcher Tradition steht die  
Forderung nach einem Bundesgesetz?

Bereits 2008 haben die Gewerkschaften ver.di, IG Metall 
und GEW Vorschläge für Bundesregelungen zur berufli­
chen Weiterbildung veröffentlicht. Diese Initiative fand 
die Unterstützung bei Persönlichkeiten aus Politik, Wis­
senschaft, Verwaltung, Bildungsträgern, Bildungsinstitu­
tionen, Betriebs- und Personalräten sowie Gewerkschaf­
tern. Die Initiative setzt sich unverändert für einen um­
fassenden Ausbau der Weiterbildung in Deutschland ein. 
In der Programmatik der Gewerkschaften sind diese In­
halte fest verankert, so z. B. auf dem DGB-Bundeskon­
gress 2014.

Dieses Ziel findet zwar viel ideelle Unterstützung – 
konkret getan hat sich bis heute allerdings nicht sehr viel. 
Das soll anders werden: Die Gewerkschaften GEW, IG Me­
tall und ver.di nehmen jetzt einen neuen Anlauf und aktu­
alisieren ihren Vorschlag. Sie fordern Bundesregelungen 
für die berufliche Weiterbildung, um die Bildungschancen 
und die Bedingungen in der Weiterbildung umfassend zu 
verbessern. 

4. Gut qualifiziert und nach Tarif bezahlt –  
geht das auch in der Weiterbildung?

Die Qualität der Weiterbildung ist weitgehend von der 
Professionalität des Weiterbildungspersonals abhängig. 
Sowohl Verdienstmöglichkeiten, soziale Absicherung als 
auch Ausbildung und Rekrutierung des Personals sind 
aber immer noch defizitär. 

Für die Qualität des Weiterbildungsangebotes ist die 
Sicherung der Professionalität des Personals das zent­
rale Element. Die Weiterbildung ist weitgehend privat­
wirtschaftlich organisiert und steht derzeit unter einem 
massiven Deregulierungsdruck. Das steht im Gegensatz 
zu programmatischen Reden, die Lebenslanges Lernen 
als eines der wesentlichen Standbeine des Wirtschafts­
standortes beschwören.

Es gibt für qualifiziertes Weiterbildungspersonal, im 
Gegensatz zum Bildungspersonal im Schul- und Hoch­
schulbereich, keine attraktiven Berufsperspektiven und 
Ausbildungswege für Berufserfahrene. Die Situation ist 
gekennzeichnet durch Honorarverträge und befristete 
Verträge, fehlende oder unzureichende tarifliche Rege­
lungen und gravierende sozialversicherungsrechtliche 
Benachteiligungen für einen großen Teil der Beschäf­
tigten.

Die Entwicklung und Etablierung der Profession »Leh­
rer in der Weiterbildung« ist notwendig. Seiteneinstieg, 
qualifizierte Berufs- und Leitungserfahrung sind in der 
Weiterbildung erwünscht. Was jedoch fehlt, ist ein qualifi­
ziertes Berufsbild, in die sich diese wünschenswerten Zu­
satzqualifikationen einpassen und anrechnen lassen.

Mindeststandards für die Lehre in  
der Weiterbildung entwickeln
Im Kapitel Qualitätssicherung sind bereits Mindeststan­
dards für die Lehre in der Weiterbildung entwickelt wor­
den. Darauf sei an dieser Stelle noch einmal hingewiesen: 
Unterricht/Lehre/Unterweisung in der Weiterbildung 
darf nur erfolgen, wenn ein Mindestmaß an erwachsenen- 
pädagogischen Kompetenzen nachgewiesen wird, so 
wie das analog in allen anderen Bildungsbereichen üb­
lich ist. Dieser Nachweis gilt als erfüllt bei allen Angehö­
rigen pädagogischer Berufe (z. B. Lehrkräfte an Schulen, 
Diplom-Pädagogen, Hochschullehrer etc.). 

Für alle Übrigen kann der Nachweis über eine ent­
sprechende Fortbildung bei dafür autorisierten Einrich­
tungen erworben werden. Die Definition des Mindest­
standards wird von BIBB und DIE erarbeitet und vom na­
tionalen Weiterbildungsrat verabschiedet, der auch die 
Einrichtungen für die Fortbildung festlegt. 
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Die Dauer der Fortbildung kann nach einer entsprechen­
den Standortbestimmung unter Einbeziehung von ein­
schlägigen Vorqualifikationen und Praxiserfahrungen 
verkürzt werden. 

Die Qualifikationsstandards für das Personal gelten 
sowohl für das hauptamtliche Personal als auch für die 
Honorarkraft und befristet Beschäftigte.

Generell sollen Lehrkräfte als ständige Ansprechpart­
ner am Lernort zur fachlichen Beratung und zur Informa­
tion der Teilnehmer über Inhalte und Ziele der Maßnah­
me zur Verfügung stehen.

Der Mindestlohn in der Weiterbildung gilt
Um ein Mindestmaß sozialer Absicherung für die Be­
schäftigten sicherzustellen, ist es gelungen Mindest­
löhne für Arbeitnehmer im pädagogischen Bereich von 
Unternehmen, die im SGB II/III überwiegend Weiterbil­
dungsleistungen erbringen, verbindlich festzuschreiben. 
Beschäftigte im pädagogischen Bereich sind mit der Aus- 
und Weiterbildung, Vermittlung oder Betreuung von Teil­
nehmern betraut.

Zum Mindestlohn in der Weiterbildung war es ein lan­
ger und schwieriger Weg. Ausgangspunkt war, dass es 
als Folge der Hartz-Reformen zu massiven Kürzungen 
in der nach Sozialgesetzbuch II und III geförderten Wei­
terbildung kam. Zahlreiche Weiterbildungsunterneh­
men mussten daraufhin ihren Betrieb einstellen. Unter 
den übrigen Anbietern entbrannte ein ruinöser Unter­
bietungswettbewerb. Um diesem Preiskampf auf Kosten 
der Beschäftigten ein Ende zu setzen, begannen GEW 
und ver.di mit der Zweckgemeinschaft des Bildungsver­
bandes Verhandlungen zu einem Mindestlohntarifver­
trag für die Branche.

Nach langem Streit gelang GEW und ver.di 2009 end­
lich die Aufnahme der Weiterbildungsbranche in das Ar­
beitnehmerentsendegesetz (AentG). Nach weiteren drei 
Jahren konnte im Sommer 2012 schließlich der erste 
Mindestlohntarifvertrag für die pädagogischen Arbeit­
nehmer in der Weiterbildung nach SGB II/III per Rechts­
verordnung für allgemeinverbindlich erklärt werden. 

Heute ist bereits die dritte Verordnung über einen 
allgemeinverbindlichen Mindestlohn in der Weiterbil­
dung in Kraft. Am 27. Januar 2015 einigten sich GEW und  
ver.di mit der Zweckgemeinschaft des Bildungsverban­
des über einen neuen Mindestlohn-Tarifvertrag. Neben 
der erneuten Erhöhung der Stundenentgelte wurde end­
lich auch eine Ost-/Westangleichung der Entgelte ab 
dem 1. Januar 2017 durchgesetzt.

In der gesamten Bundesrepublik beträgt das Mindest­
stundenentgelt für Beschäftigte, die unter den Geltungs­
bereich des Mindestlohntarifvertrages fallen, ab dem 
1. Januar 2017 14,60 Euro. Das Monatsentgelt für eine 
39-Stunden-Woche beträgt somit ab dem 1. Januar 2017 
2.475,75 Euro.

Zudem wurde auch der jährliche Urlaubsanspruch für 
die Beschäftigten in der Weiterbildung nach SGB II/III 
geregelt. Er beträgt bei einer 5-Tage-Woche bundesein­
heitlich 29 Tage. Der Tarifvertrag ist allgemeinverbind­
lich. Dieser gilt somit auch für alle Weiterbildungsunter­
nehmen, die keinem Arbeitgeberverband angehören und 
damit auch für alle Arbeitnehmer, die bei nicht tarifge­
bundenen Arbeitgebern beschäftigt sind.

Ver.di und GEW befinden sich derzeit mit der Zweck­
gemeinschaft des Bildungsverbandes in Verhandlungen 
über eine Fortführung des allgemeinverbindlichen Min­
destlohnes in der Weiterbildung über das Jahr 2017 hin­
aus. Eine Fortführung des Mindestlohnes für das Verwal­
tungspersonal der Branche scheiterte bislang am Wider­
stand der Arbeitgeberseite.

Langfristig könnte der Mindestlohntarifvertrag zu ei­
nem echten Branchentarifvertrag weiterentwickelt wer­
den, der neben den Mindeststundenentgelten weitere 
Mindestbedingungen, wie z. B. Arbeitszeit und Lohnfort­
zahlung im Krankheitsfall, für die Branche festlegt. Dort 
wo es in der Weiterbildungsbranche erfolgversprechend 
ist, bessere Bedingungen als die durch den allgemeinver­
bindlichen Mindestlohntarifvertrag festgeschriebenen zu 
verhandeln, sind Haustarifverträge durchzusetzen.

Faire Löhne für Honorarlehrkräfte  
in der Weiterbildung
In der Regel sollte die Beschäftigung eines Pädagogen 
in der Weiterbildung im Rahmen eines Normalarbeits­
verhältnisses erfolgen. Um das zu erreichen und damit 
Honorarkräfte nicht zur preisgünstigeren Alternative zu 
Festangestellten werden, ist für Honorarkräfte eine den 
Regelungen der Festangestellten entsprechende sozi­
ale Absicherung zu vereinbaren (anteilsmäßige Bezah­
lung von Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversiche­
rung). Zudem muss das Honorar so bemessen sein, dass 
das Jahreseinkommen dem der angestellten Pädagogen 
entspricht. Die Festlegung eines allgemeinverbindlichen 
Mindesthonorarsatzes durch die Bundesagentur für Ar­
beit wäre ein erster wichtiger Schritt in diese Richtung.
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MEHR UND BESSERE  
WEITERBILDUNG FÜR ALLE
Die Gewerkschaften ver.di, IG Metall und GEW fordern ein Bundesgesetz  
für die Weiterbildung, um die Weiterbildungschancen der Menschen und die  
Bedingungen umfassend zu verbessern. 

Bereits 2008 haben wir Vorschläge für Bundesregelungen in der beruflichen  
Weiterbildung veröffentlicht, die viele Persönlichkeiten aus Politik, Wissen- 
schaft, Verwaltung, Bildungsträgern, Bildungsinstitutionen, Betriebs- und Per- 
sonalräten sowie Gewerkschaftern unterstützt haben. Die hier entwickelten  
sechs Vorschläge beziehen sich auf diese Überlegungen. 

Die Gewerkschaften ver.di, IG Metall und GEW setzen sich für einen um- 
fassenden Ausbau der Weiterbildung in Deutschland ein. Dieses Ziel teilen  
viele – konkret getan wird aber viel zu wenig. Das soll anders werden.




